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Satzung über die Abfallentsorgung In der 
Stadt Oberhausen 

(Abfallsatzung) 

Aufgrund der §§ 7, 8, 41 Ab!. 1 Satz .2 Buchstabe f) 
und § 76 Abs. 1 und .2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westtalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV NW 
2023). der § 5 Abs. 1 und § 9 sowie § 38 des AbIalige-
setzes j Or das Land Nordrhein-Westfalen (LAbIGl vom 
21.06. 1988 (GV NW S. 2501SGV NW 74) i.V.m. der 
Verordnung ?our Regelung von Zuständigkeiten auf dem 
Gebiet des technischen Umwellschulles vom 
02.05.1995 (GV NW S. 436) in AuslOhrung des Kreis-
laulwirtschafts- und Abfallgesetzes -KrW-/AbIG- vom 
27.09.1994 (BGBI. I, S. 2705) und des § 17 des Geset-
zes Ober Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der 
Bekannlmachung vom 19.02.1987 (BGBI. I S. 602), 
jeweils In der zurzeil gOlligen Fassung, hat der Ra! der 
Stadt Oberhausen In seiner Sitzung am 03.06.2002 fol· 
gende Satzung beschlossen : 

§1 

Grundsatz 

(1) 010 Stadt Oberhausen betreibt die Abfallentsor-
gung in ihrem Gebiet nach Maßgabe dieser Sat· 
zung und oor Gesetze als öffentliche Einrichtung. 
Diese bildet eine rechtliche und wirtschaltllche Ein-
heit. 

(2) Die Stadt informiert und berät Ihre Bürger, die 
Betriebe und sonstige an der Abfallenlstehung 
Beteillgten Ober die Möglichkeil der Venneidung, 
Verwertung und Beseitigung von Abfällen sowie 
über alle Ret;hte und Pflichten, die sich aus dieser 
Satzung und anderen RechlSvorschriften ergeben. 
Sie kontroll iert die ordnungsgemäße und umwelt-
verträgliche Beseitigung und Verwertung w'Id über-
nimmt das Einsammeln und Befördern von nicht 
ausgeschlossenen Abfällen. Die Standortfindung, 
Planung, Errichtung, Erweiterung, Um· und 
Nachrüstung sowie der Betrieb der zur Entsorgung 
notwendigen Ablallwirtschahselnrichtungen und 
Entsorgungsanlagen für nicht ausgesctrlossene 
Abfälle ist ebenfalls Aufgabe der Stadt. 

(3) Mit der Durchtahrung einzelner, sich aus dieser 
Satzung ergebender Aufgaben kann die Stadt 
Dritte nach § 16, Verbände nach § 17 ooer Selbst-
verwallungskörperschaften der Wirtschaft nach 
§ 18 KrW·!AbfG beauftragen. 

(4) Die Abfallwirtschaft der Stadt Oberhausen verfolgt 
die nachstehend genannten Ziele in folgender Rei-
henfolge: 

1. Vermeidung und Verringerung von Abfällen und 
Schadstoffen In Abfällen; 

2. Wiederverwendung von AbfäUen; 

3. StoHllche und energetische VelWertung von 
Abfällen; 

4. Chemisch-physik.lIlische Behandlung und ther-
mische Behandlung von nicht verwertbaren Ab-
fällen; 

5. Umweltverträgiche Ablagerung von nicht weiter 
zu behandelnden Abfällen . 

§2 

Durchsetzung abfallwirtschaf1licher Ziele 

(1J Abfälle, insbesondere aus Industrie und Gewerbe. 
für die die Vermeidung und stoffldle bzw. ener-
getische Verwertung techniscll macllbar, wirt-
schaftlich zumulbar und für die ein Absatzmarkt 
vorhanden isl, sind weder thermisch zu behandeln 
noch abzulagern. Sie sind so einzusalTWTleln, zu 
befördern und zu lagern, dass die Möglichkeiten 
zur stofflichen bzw. energetlscllen Verwertung ge-
nutzt und die Abfälle den da/ar bestimmten Einrich-
lungen der Entsorgungswirlschatt zugeführt wer· 
den können. 

Dies gilt Insbesornlera tOr gemischte Bau- und 
Abbruchabfälie (Erde und Steine, Botan! ZiegeV 
Fliesen und Keramik/Baustoffe auf Gipsbasis, 
Asphalt - teerhallig hZW. teerfrel und teerhattige 
Produkte), für Abfälle, die nach § 4 Abs. 1 voo der 
Entsargungspllicht ausgeschlossen sind (i. w. S. 
Schadstoffe und schadstoffhaltige Abfälle) und tur 
sonstige Abfallarten, far die bestehende Entsor-
gungswage genutzt werden können (Glas - farblich 
sortiert - Papier und Pappe, Verbundverpackun· 
gen, k~postlefbare Abfälle, Metalle, Holz! S~nal 
Absctrnitlal VerschnitV Spanplaften und Furniere, 
KunststollI Kunststomeile, elektronische Geräte 
eie.). 

(2) Oie im Rahmen von Bau-, Umbau und 
Abbruchrnaßnahmen anfallenden Abfälle sind so 
zu trennen, dass Einzelfraktionen (z. B. Betan, Zie-
gel, fliesen und Keramik, Baustoffe auf Gipsbasis, 
Holz, Erde und steine) der Verwertung zugeführt 
werden kOnnen. Ist eine Trennung der anlrulenden 
gemischten Bau- und Abtlruchablälle nicht mög-
lich so hat sie der Abfallbesitzer aul seine Kaslen 
en\ ~p rechend der rechtlichen Bestimmungen der in 
§ 16 Abs. 1 Nr. 3 benannten Sor1ieranlage oder 
einer sonstigen zugelassenen Sortieranlage zuzu-
IOhren. 

109 

stodt 
oberhausen 



Amtsblatt tür die Stadt Oberhausen 

(3) Die Stadt Oberhausen wird durch ihr Verhalten zur 
Erfüllung der Ziele des § 1 Abs. 4 beitragen. Ins-
besondere wird sie 

1. bel der Gestallung von Arbeitsabläufen. der 
Beschaffung oder Verwendung von Material und 
Gebtauchsgfrtem, bei Bauvorhaben und sonsti-
gen Aulträgen Erzeugnisse berucksichligen, die 
sich durch langlebigkeit, Aeparalurlreundlich· 
keit und WledervEifWelldbar1l:eit oder Verwertbar-
keit auszeichnen, im Vergleich zu anderen 
Erzeugnissen zu weniger oder zu schadstoffär· 
meren Abfällen fOhren oder aus Reststoffen 
oder Abfällen hergestellt worden sind, 

2. Dritte zu einer Handhabung enl5prechend r1um· 
mer 1 verpflichten, wenn sie diesen ihre Einrich-
tungen oder GrundstUcke zur Verfügung stellt. 

Soweit die Stadt an Gesellschalten des privaten 
Rechts beteiligl lsl, wirkt sie im Rahmen Ihrer Mög-
lichkeiten darauf hin, dass die Gesellschallen die 
vorstehenden Verpflichtungen der Stadt ebenfalls 
beachtet!. 

(4) Bel Veranstaltungen auf Grundstücken oder in Ein· 
richtungen der Stadt Oberhausen sowie auf 6Hent-
lichen Verkehrsflächen (z. B. Straßenfeste, Jahr-
märkte eto.) dürfen Speisen und Getränke nur In 
plandplliohtlgen Verpackungen und Behältnissen 
sowie mit plandp/lichligen Bestecken abgegeben 
werden. Ausnahmen von dieser Pfl icht können Im 
Einzellall zugelassen werden, wenn Belange des 
allgemeinen Wohls dies erlordem. Das Nähere 
regelt der Bescheid, mit dem die Veranstaltung zu-
gelassen wird. 

§3 

umfang der Abfallentsorgung 

(1) Die Entsorgung von Abfällen durch die Stadt Ober-
hausen umfasst Maßnahmen zur Vermeidung und 
SchadstoHmlnlmlelung von Abfällen, das Gewln· 
nen von StoHen oder Ene/gie aus Abfällen (Ab/all-
verwertung) und das Ablagern von Ablällen. Hierzu 
gehören auch die erforderlichen Maßnahmen des 
EinsammeIns. Beförderns, Behandelns und 
Lagerns. 

(2) Zur Entsorgung gehört auch das Einsammeln deI 
in den Abfatlbahältem auf öffenll ichen Straßen und 
der in öffentlichen Anlagen befindlichen Abfälle 
sowie der Im Stadtgebiet fortgeworfenen und ver· 
botswidrig abgelagerten Ablälle einsclllleßlich der 
Auto--, Motorrad· und anderen motorisierten Zwei-
radwracks von den der Allgemeinheit zugängli-
chen Grundstücken. wenn Maßnahmen gegen die 
Verursacher nicht möglich oder nich t .... ertrelbar 
sind und kein anderer .... erpllichtet ist. 

§4 

Ausnahmen von der Abfallenlsorgung 

( t ) Vom Einsammeln. BtlfÖrdern. Behandeln, Lagern. 
von der Verwertung und .... on der Beseitigung aus· 
geschlossen sind 
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entsprechend gekennzeichnet sind. soweit 
diese nicht in privaten Haushaltungen in k.leinen 
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Mengen anfallen und bei den städtischen Sam-
melstellen/ -einrichtungen angenommen war· 
den (§ 5 Abs. 5). 

Abtälle, füt die Rucknahmepllichten durch 
RechtsverOldnung nach § 24 KrW-/AbIG elnge-
Iilhrt sind. soweit enlsprechende Rücknahme-
einrichlungen zur Verfügung stehen - vorbehalt· 
lich einer Mitwirkung nach § 24 Abs. 2 NI. 4 
KrW-IAbfG " 

Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als pri-
vaten Haushaltungen, soweit Drillen oder priva-
ten Entsorgungsträgarn Pflichten zur Entsor-
gung nach den §§ 16,1 7 oder 18 KrW-/AbfG 
übertragen wo'dan sind, 

Abfälle aus anditfEiO Herll.unftsbereichen als pri-
vaten Hal1$haitungen. soweit Erzeuger oder 
BesitZer von Abfällen zur Beseitigung diese In 
eigenen Anlagen beseitigen und/oder eine 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang gemäß § 5 Abs. 9 vorliegt. 

Autowracks, Motorrad- und andere motorisIerle 
Zweiradwracks (ausgenornmoo den Abfällen 
gern. § 3 Abs. 2). 

Fallen in einem Betrieb ausgeschkJssene Abfilile 
der in der Anlage entsprechend gekennzeiChneten 
Art an, ohne dass gewährleistet ist, dass diese von 
anderen Abfällen getrennt eingesammelt und 
belÖJdert werden, so sind auch die jeweUgen 
Mischablälle von der Abfallentsorgung durch die 
Stadt ausgeschlossen. 

(2) Vom Einsammeln und Befördem sind Iolgende 
Abfälle ausgeschlossen: 

Abfälle aus Industrie und Gewerbe, die in der 

Anlage entsprechend gekennzeiclmet sind, 
Abfälle, d ie wegen Ihrer Art und Menge nicht in 
den zugelassenen AbfallgeIäßen (§ 7 Abs. 1) 
gesammelt werden Können, 
Erde uno' Steine, Beton, Ziegel. Fliesen und 
Keramik, Ziegel und Baustoffe auf Gipsbasls (d. 
h. Bauschutt im herkömmlichen Sinn), Asphalt, 
gemischte Bau- und Abbruchabfälle. 
Ablä lle aus der arztlIchen oder lierärztllchen 
Versorgung und Forschung gern. § t 5 Abs. 2 
Nr.2. 

Die Ablalle Sind den in der Anlage genannten Ent-
sorgungsanlagen zuzuführen. 

(3) Vom Einsammeln und Befördern ausgeschlossen 
sind die kornpostleroaren Abfälle aus Haus- und 
Schrebergärten (Kleingartenablälle), die nicht in 
den zugelassenen AbfallgeIaßen (§ 7 Abs. t) ge-
sammelt werden können sowie kompost ierbare 
Ablälle aus landwirtschaHtich und/oder gärtnel lsch 
genutzten Grundstücken sowie Friedhölen. Das 
gleiche gilt !Ur Schlagabraum. 

Diese Ablälle dürlen nicht verbrannt werden. Sie 
können den dafur VQrgesehenen Sammelstellen 
gern. § t 6 Abs . 3 dieser Satzung zugeluhr! wer-
den, lalls sie nicht stofflich .... erwertet . insbesondere 
auf dem angeSChlossenen Grundstock kompostiert 
werden. Bundes· und landes rechtliche Vorschriften 
bleiben davon unberührt. 
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(4) Darüber hinaus kann die Stadt im Einzelfall mit 
Zustimmung der Bezirksregierung als zuständige 
Behöroe Abfälle zur Be&elligung aus anderen Her· 
kunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die 
nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den 
in privaten Haushaltungen anfallenden Abfällen 
beseillgt werden können oder bei denen die 
Sicherheit der umweltverträglichen Beseitigung im 
Einklang mit der Abfallwirtschaftspjanung des Lan-
des durch einen anderen Entsorgungsträger oder 
Dritten gewährleistet Ist. ganz oder teilweise von 
der Enlsorgung ausschließen. 

Die Stadt kann die Besitzer solcher Abfälle \ler-
pflichten, die Abf!i lle bis zur Entscheidung der Be-
zirksreglerung so zu lagern , dass das Wohl der AII-
gemetnhelt nicht beeinträchtigt wird. 

(5) Soweit Abfälle von der Entsorgung durch die Stadt 
ausgesctllossen sind, Ist der Besitzer dieser Ab-
fälle nadl den Vorschriften des Kreislaufwirt-
schafts· und Ablallgesetzes und des Landesabfall -
gesetzes zur ordnungsgemäßen Entsorgung ver-
pflichtet. 

§S 

Anschluss und Benutzung 

( t ) Jedes Grundstilck im Gebiet der Stadt Oberhau-
sen. auf dem Abfall anfallen kann, ist an die Abfall-
entsorgung der Sladt angeschlossen (angeschlos· 
sllnes GrundstOck). 
Daneben sind die Erzeuger und Besitzer van 
Abfällen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbe-
re ichen als privaten HauShaltungen verpflichtet, die 
entsprechenden GnmdstUcke anzuschließen, 
soweit sie diese Abfälle nicht in eigenen Anlagen 
beseitigen oder überwiegende öHentliche Interes-
sen die Überlassung fordern . Dies gilt nicht für 
Abfälle, die vom Einsammeln und Befördern aus-
geschlossen sind. 

(2) GrundstOck Im Sinne dieser Satzung isl jeder 
zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbst-
ändige wirtschaftliche Einheit bildet. Auf die Eintra-
gung und Bezeichnung Im Grundbuch oder Liegen-
schaftskataster, die Parzellengl iederung und 
bestehende Sondemutzungsrechte komml es nicht 
00. 

(3) Oie Abfallerzeug9r und die Ablallbesitzer sind ver-
pllichtet, der Stadt die auf dem angeschlossenen 
GrundstOck anfallenden Abfälle zur Entsorgung zu 
Ilberfassen. indem sie 

I . die Abfä lle, die weder ganz noch leilweise von 
der Ablallentsorgung durch die Stadt ausge-
schlOssen sind, In die zugelassenen Abfallge-
täl"le (§ 7 AM. 1) des angeschlossenen Grund-
stücks einfüllen und diese AbialIgefäße nach 
Maßgabe dieser Satzung benutzen, 

2. die Abfälle. die nur vom Einsammeln und Beför-
dern durch die Stadt ausgeschlossen sind, zu 
einer nach § 16 Abs 1 für die Entsorgung die-
ser Abfälle von der Stadt zur Verfügung ge-
stellten Abfallenlsorgungsanlage belördern , 
wobei sie sich Dritter bedienen k.Önnen 
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Dies gUt nicht, 

soweit Abfälle nach § 4 Abs. 1-4 von der Abfat· 
Itmtsorgung ausgeschlossen Sind, 

soweit Abfälle, die nicht besonders überwa-
ctlungsbedürftige Abfälle sind, durch gem-
einnützige Sarrvnlung einer ordnungsgemäßen 
und schadlosen Verwertung zugeführt werden, 

soweit Abfälle, die niCht besonders überwa-
chungsbedOrftlge Abfälle sind, durch gewerbli-
che Sammlung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung zugeführt werden, 
wenn und soweit dies der Stadt nachgewiesen 
wird und nicht überwiegende öffentliche Interes-
sen entgegenstehen. 

(4) Papier und Pappe, Glas und sonstige verwertbare 
Stolle, derer sich die Besitzer enlledif.len wollen, 
mlissen zu den von der Sladt sowie \IOn der im 
Rahmen des Dualen Systems clafQr zur Vertagung 
gestellten OepolconLalnern (§ 12) gebracht und in 
diese eingefüllt werden . Sie mUssoo frei von son-
stigen Abfällen in die entsplechend ihrer Zweckbe-
stimmung gekennzeiChneten Container gefüllt wer-
dro. 

Die Ablagerung von Abfällen auf und im Umfeld 
der Depotconlainer ist verboten. 

(5) Schadstoffhallige Abfa lle die, wie in der Anfage 
geket1nzeichnet vom Einsammeln, Befördern, Be-
handeln, la991n, \1011 der V9fWertung und vom 
Ablagern ausgeschlossen sind. können - sofem sie 
in Haushaltungen in hauShaltsüblichen Mengen 
anfallen und solern eine Rückgabe beim Einzel-
handel nicht möglich Ist - zu den festgelegten Öff-
nungszeiten an den von der Stadt betriebenen 
Sammelslellen (§ 16 Abs. 2) oder Im Rahmen der 
mobilen Schadstof/sammlungen abgegeben wer-
den. Die bei Kleingewerbe· und Dienstleistungsbe-
trieben anfallenden schadstoffhaitigen Abfälle kön-
nen im Rahmen der mobilen Schadstaffsammlung 
(§ 16 Abs. 1 Nr. 3 b) gagen eWi zu entrichtendes 
Entgelt abgegeben werden. Wird von dieser Mög-
lictlkeit kein Gebrauch gemacht, verbleibt es bei 
der Entsorgungspllict1t des Abfallbesitzers (§ 4 
Abs.5). 

Altöl , Behältnisse mit Orrilckslandeo und 61filler 
werden nur angenommen, wenn an der Verkaufs-
steIle keine ROckgaberOOglichkeii besteht (§§ 7, 8 
und 9 AtIÖIV). 
Ein ungeordnetes Abstellen oder Ablagern von 
Abfällen an den slädl ischen Sammelslellen ist 
unzulässig 

(6) Oie Sperrmüllabfullr richtet srch nach § 14 Abs. 1 - 8. 

(7) Werden komposlfGrbare Abfälle aus Haus- und 
Schrebergärten nicht der stofflichen Verwertung 
insbesondere der Kornpostierung zugeführt, so 
können sie an den ;n § 16 A~ s . 3 genannten An-
nahmeslellen gegen ein zu enlrichlendes Entgelt 
abgegeben werden. 

Darüber hinaus werden Im Herbst eines jeden Jah-
res Laubabfälla aus Haus- und Schrebergärten 
gern. § 14 Abs. 10 dieser Satzung gebührenfrei 
abgeholt. 
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(8) Gemischte Siedlungsabfälle von Grundstücken, die 
keine Wohngrundstücke sind, sind den Anlagen 
gem. § 1 e Abs. 1 Nr. 1 und 3 zuzuführen. 

(9) Die Stadt kann im Einzelfall auf schriftlichen Anlrag 
vom Anschluss, und Benutzungszwang befreien, 

a) wenn und soweit gewähfleistel Ist, dass Ablälle 
zur Beselligung in einer dafür zugelassenen 
Abfallentsorgungsanlage oder In sonstiger das 
Wohl der Allgemeinheit nicht beeintrAchtlgerlder 
Welse beseitigt werden 

"" der Anschluss an die öffentliche Einrichtung der 
Abfa llentsorgung der Stadt sowie deren Benut-
zung unter der Berücksichtigung des Wol"lls der 
Allgemeinheit für den Pflichtigen zu einer un-
zumulbaren Härte führen wurde. 

b) wenn Abfalle zur Beseit igung aus anderen Her-
kunftsberelchen als privaten Haushallungen 
unter Wahrung des Wohls der Allgemeinheit 
der ordnungsgemäßen Beseitigung zugeführt 
werden und nichl überwiegef"lde öffENl tliche 
Interessen entgegoostehen. 

Die Mögllcl"lkeil einer anderweitigen Abfallverwer-
tung oder -beseit igung bzw. einer anderweitigen 
Abfallsammlungleines anderweitigen Abfalltrans-
ports Ist im Antrag zu erläutern und durch geeig-
nete Unterlagen zu belegen. 
Die Befreiung Im Eruelfalt wird unter dem Vorbe-
halt des jederzeitigen Widerrufs schrilUich erteUt 
und kann mil Bedingungen und Auflagen verbun-
den sowie befristet werden. 

§6 

Pflichten der Grundstückseigentümer 

(1 ) Jeder Eigentümer eines angeschlossenen Grund-
slücks hat die erforderl ichen Maßnahmen zu tref-
l en, um die Entsorgung des Abtalls vom Grund-
stück zu ermOgllcl"len und zu sichern. Er muss Ins-
besondere 

"' 

I. der Stadt aul Anfrage bzw. vor erstmaligem 
Anfall von Abfä llen auf dem angeschlossenen 
Grundstück, die voraussichtlicfle Art und Menge 
der anfallenden Abfälle, die Anzahl der Bewoh-
ner und/oder Gewerbeeinheitet\ auf dem 
GrundstOck und weilere erforderliChe Angaben 
zur Feststellung des erforderlichen Behäl tervo-
lumens sowie jede spätere wesentliche Verän-
derung der Art und Menge des Abfa lls. der Per-
sonanzahl und/oder der Gewerbeeinheiten so-
wie deren Nutzung der Abfallgeiäße unverzOg· 
lieh anzeigen, 

2. der Stadt eine Nachfolge im Eigentum innerhalb 
eines Monats nach der Rechtsänderung schrift-
lich anzeigen, um liir die Zukunft von der 
GebQhrenpftichl freizuwerden. 

3 die zugelassenen Abfa trgetaße ('1 7 Abs. \ ) auf 
dem Grundstück dulden. 

4. die Ste ll platze für die Ab/al lgroßbehälter (§ 7 
Abs. 1 Nr. 3 . 4 und 5) und Transportwege euf 
dem Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung 
herrichten und unterhalten ('1 10). 
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5. dafür sorgen, dass d ie Abfallge/äße den Benut-
zern zugänglich sind und ordnungsgemäß be-
nutzt werden können, 

6. Bedienstetet\ und Beauftragten der Stadt den 
lubitt zum Grundstuck zum Zwecke des Ein-
sammelns und zur Pn1fung der Einhaltung der 
Vorschritten dieser Satzung gestatten und die 
zur ordnungsgemäßen Abfallentsocgung erior-
derlichen Nachweise erbringen bzw. Auskoof1e 
erteHen. 

(2) Sind die GrundstOckseigentümer verhindert, ihr 
Aufenthalt nicht bekannt, sind sie geschäftsunfähig 
oder nur beschrankt geschäftsfähig, so treffen die 
in Abs. 1 genannten Pfl ichten ihre Verl reter. 

(3) Die sich aus dieser Satzun g ergebenden Verpflich-
tungen der Grundstuckseigentumer treffen ent-
sprechend jeden Erbbauberechtigten, Wohnungs-
eigentümer, Wohn- und Nutzungsbereclltigten im 
Sillne des Wohnungseigeruumsgesetzes. 
Nießbmucher 50""';e jeden sonstigen d inglich zum 
Besitz eines angesch!osseneo Grundstilc!<s 
Berechtigten. 

(4) Ein nach den Abs. 1 bis 3 Verpflichteter wird von 
seinen VerpfliChtungen nicht dadurch befreit, dass 
neben ihm ein anderer Verpflichteter vorhandan 
ist. 

(5) Jeder Abfallbesitzer, der ein af}Qeschlo5senes 
GrundstücK als Ganzes ohne dingliche Berechti· 
gung unter Ausschluss des dinglich Berechtigten 
besitzt, ist verpnichtet, Maßnahmen des EigantO-
mers oder sonstiger dingtich Berechtigter, die in 
Erfüllung dieser Satzung ergriffen werden und sei. 
nen Besitz beeinträchtigen, zu dulden. Ihn treffen 
die Verpflichtungen nach Abs. 1 Nr. 1 und 6. 

§7 

Abfe llgefäße 

(t ) Für das Einsammeln von Abfällen sind folgende 
Abfa llgefäße zugelassen: 

1. Ablallbehälter mit 40 I Inhalt nach DIN 30740 
(nur lijr Aestmütl) 

2. Abfallbehäller mit Ba, t 20 und 240 I Inhalt nach 
DlN 30740 (für Restmüll und fü r Biomü\1) 

3. Abfa ligroßbehil lter mit 770 I Inhalt nactl DIN 
30700 (nur fü r Restmüll) 

4. Abfaligroßbel1äller mit 1100 I Inhalt nach DIN 
30700 (nur für Restmüll) 

5. Abfa llgroßbehälter mit 2500 und 4500 I inhall 
nach DIN 30718 (nur für Reslmült) 

6. Hausmüllsäcke m\l80 I Inhalt (nur tur Restmüll) 
7. Papiersäcke mit 120 I Inhalt 

(nur lur Laubabfälle) 

(2) Die Abla llbehälter und ·großbehältel werden von 
der Stadt zur VerfOgung gestellt. Sie sind von den 
Benutzern sChonend und sachgemaß zu behan-
deln sowie nach Bedarf zu saubern. Reparaturen 
durfen nur vorl der Stadt oder deren Beauftragten 
vorgenommen werden. 

Die Hausmüllsäcke können in den Geschäften des 
Oberhausener Einzelhandels elWolben werden. 
Die WIrtschahsbetriebe Oberhausen GmbH -
Sladtentsorgung -,Buschhausener Straße 149, 
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46049 Oberhausen (Tel. 85 78 - 47 14) erteilen 
Auskunft uber die jeweiligen Ausgabestellen. 

Die Papierc;acke sind u.a. an einigen Betriebshöfen 
der Wirtsdlaftsbetriebe Oberhausen GmbH und 
den Bezirksororwaltungsslellen kostenlos erhältlich. 
Die WirtschaftsbeIriebe Oberhausen GmbH -
Stadlenlsorgung -, Buschhausener Straße 149, 
46049 Oberhausen (Tel. 85 78 • 47 14) und die 
Sladt Oberhausen -Bereich Umwe1lsc1luWAblall-
beralung-, BahnhofstraGe 66, 46145 Oberhausen 
(Tel. 825 - 3604 ooer 825 - 36 42) erteilen 
Auskunft über die jeweiligen AusgabesIelien. 

§8 

Größe und Anzahl der Abfallgeräße, 
Häufigkeit und Zeitpunkt der Abfuhr 

(1 ) Die Stadt legt Größe, Anzahl und Zweck der auf 
dem angeschlossenen Grundstllck bereitzuhalten-
den zugelassenen Abfallbehäller und -großbehal-
ter sowie die Häufigkeit und den Zeitpunkt ihrer 
Abfuhr lesl. Maßgebeoo sind das nach Abs. 2 und 
3 zu bestimmende erforderliche Behältervolumen 
sowie die örtl ichen Gegebenheiten auf dem ange· 
schlossenen Grundstück. 
Dabei muss im Einzelfall auf der Basis der zuge-
lassenen Abfallgefäße gern. § 7 Abs. 1 das nächst-
größere Abf!l~gefäß als das recf1nerisch ermittelte 
hil'lgenommoo werdoo. 

(2) Bei Wohngrundstücken richtet sich das erfCH"del1i-
ctJe Behäilervolumen nach der Anzahl der Bewoh-
ner. Bel anderen Grundsrucken ist die tatsachlich 
anfallende Abfallmenge maßgebend und richtel 
sIch im Zwei/elslall flach den ErfordernIssen einer 
geordneten Abla llenlsorgung, den betrfeblichen 
Erfordernissen ufld den beslehenden Erfahrungs-
wenen (§ 8 Abs. 6). Bei gemischt genutzten 
GrundstUcken (z. B. Wohn- und GewerbGnulwng) 
wird das erforderliche Behältervolumen nach vor-
genannten Grundsätzen getrennt ermittelt. 

(3) Soweit s~ch das wöchentl ich erforderliche Behälter-
volumen nach der Anzahf dei BewOhner eines 
angeschlossenen Grundstücks richtet, wird ein 
wöchenUich erfordel1iches Behällervolumen von 30 
I pro Person zugrunde gelegt. 

Auf schriftlichen Antrag der nach § 6 Abs. 1 - 3 
Verpflichteten kann das wöchenllich erforderfiche 
Behältervo\umen auf 20 I pro Person reduziert wer· 
den, wenn diese sich verplilchlen, Vermeidungs· 
und Verwertungsmöglichkel\en zu nutzen, insbe· 
sondere an der Sammlung von Papier und Pappe. 
Glas, der Leichlverpackungen, von Sonderabfällen 
elc. teilz:Jnehmen ooer - fall s sie nicht auf dem an-
geschlossenen Grundstück wohnen . die BeWQh-
ner des GrundstiJcks hierzu anzuhalten. 

Mil gtelcher Verpmchlungserfdärung und bei Nut-
zung der Biotonne kann auf schrifllichen Antrag 
der nach § 6 Abs. \·3 Verpflich te te das wöchent· 
Ilch ertorderfiche Behä llerv~ um en auf insgesamt 
20 I je Person reduzieren, wobei das w6chen1liche 
Restmüllvol limen mit mindestens 10 f festgelegt 
wird. 

Über Satz 2 hinaus kann das wöchentliChe Rest· 
mullvolumef1 für Eigenkompostierer auf schriftli-
chen Anlmg der nad1 § 6 Abs. 1 - 3 Verpflich teten 

Nr. 1212002 vom 17. Jun12002 

aul 15 I pro Person reduziert werden, wenn der 
Antragsteller sich verpflichtet, seine auf dem ange-
schlossonen Grundstück anfallenden organisch 
kompostlerbaren Abfälle auf dem Grundstück zu 
kompostieren bzw. seine Mieter dazu zu verpflich-
len. Gleichzeitig muss er lur die Verwertung des 
erzeugten Kompostes eine unversiegelte Fläche 
von 20 m2 je Person auf dem angeschlossenen 
GrundstOck nachweisen. 

Die Eigenkompostieruog ist nach den allgemein gi.iI-
ligen Regeln der Kompost ierung durchzufatlren. 

Die Stadt behäll sich vor, das Vorliegen v. g. Tat-
bestände nach § 6 Abs. 1 Nr. 6 zu Oberprüfen. 

Regelmäßige Überfüllungen ermächtigen die Stadt 
zur Aufstockung des vorzuhailenden Beh.!i ltervolu-
mens. 

(4) GrundsätzliCh ist für jeden Haushalt ein Ablall-
behäller mit mindestens 80 Iinhall (bzw. 40 I inhall 
nur für Einzetpersonen mit Biolonne pro ange-
schlossenem GrundslUck) bereitzuhalten. 

Zur Vermeidung von regelmäßig übermäßigem 
BehältervoJumen bzw. zur Reduzierung des Ab-
fuhraufwandes kann geregelt werden, dass für 
mehrere HaUShaltungen eines GrundstÜCkS ein 
oder mehrere Abfallbehälter zur gemeinsamen 
Benutzung bereitzuhalten sind. 

Fur einzelne Wohngrundstücke innerhalb der 
Abluhrbereiche kann die Bereilhaltung von Abfall-
groObehällern (§ 7 Abs. I Nr. 3 und 4) vorgesChrie· 
ben werden. 

(5) Für mehrere benachbane angeschlossene Wohn-
grvl"ldstücke können auf gemeinsamen Antrag der 
nach § 6 Abs. 1 bis 3 Verpllichteten gemeinsame 
AbfallbehAlter undloder Abfal lgroßbehälter (§ 7 
Abs. , Nt. 2 bis 4) bereitgestellt werden. 
Bel entsprechend baurechtlichen Vorgaben kann 
die Stadt ihrersei ts die Aufstellung mehrerer Ab-
lalfbehälter zur gemeinsamen Benutzung sm darur 
vorgesehenen Standplatz verfangen. 

(6) Bei angeschlossenen Grundstücken. die keine 
WohngrundStLicke sind, bestimmi die Stadt die 
Größe und Anzahl der bereitzuhaltenden Abfall-
behälter und -großbehälter nad1 der in der Vergan-
genheit erfahrungsgemäß allgelallenen Abfall-
menge. Fehlen insoweit Erfahrungswerte, 50 legt 
die Stadt die Angaben des nach § 6 Abs. 1 · 3 Ver-
pfllchteton bzw. des Nutzers des Grundstückes 
zugrunde. 

(7) Die AbialIgefäße werden in der Regel in folgenden 
Zeitabsländen eflUeert: 

Abfallbehäiler nach § 7 Abs. 1 Nr. I : 4· 
wöchenli lch 

2. Abfallbehäller fOr Aeslmiill nach § 7 Abs. I Nr. 
2: 80 1- und 120 I-Behälter: I x wöchentl ich 

oder 14-lägig 
240 I-Behalter: 1 x wöchentlich 
Bioabfallbehälter nach § 7 Abs . 1 Nr. 2: 14· 
täglg 

3. Abfal lgroßbehälter nach § 7 Abs. , Nr. 3: 1 x 
oder 2 x wöchenUich 

4. Abfa llgroßbehälter nach § 7 Abs. 1 Nr. 4: 1 x 
oder 2 x wöchenUich bzw. bei Gewerbebetrie-
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bon bis zu 5 x wöchentlicll 
5. Abfaligroßl:lehälter nach § 7 Abs. 1 Nr. 5: 1 ·5 x 

wöchentlich 
6. Hausmüll$äcke nach § 7 Abs. 1 Nr. 6: bei vorO· 

bergehendem Anfall zusammen mit den Abfall· 
und AblallgroßDehällem . nach Bedarf 

7. Papiersäcke nach § 7 Abs. 1 Nr. 7: In 2 Bezir-
ken zu jeweils 2 Terminen im Zeitraum Oktober 
- De2.emIJer (gern. § t 4 Am. fO). 

In d!!f'l Fällen der Ziffern 2. bis 5. kann die Stadt 
aus besonderen Grunden längere oder kürure Ab-
stände für die Entleerung bestimmen . Sie teilt dies 
den BelIeHenen mit. 

(8) Die Entleerung der Abfallbehälter für Restmüll mIt 
80 bzw. 120 I Inhalt (§ 7 Abs. 1 NI. 2) kaM in be-
grtindeten Fällen auf Antrag auch 4-wöchenthch 
ertolgen, soweit dies mit Abs. 3 vereinbar ist 

(9) Die Tage, an denen die AbIaligefäße entleert wer-
den. bestimmt die Stadt. Sie werden in der fur öf-
fentliche Bekanntmachungen der Stadt vorgesehe-
nen Form und in der örtlichen Presse beksnntge-
geben. 

(10) Können Abfailbehälter und -großbehälter aus 
einem in der Person der nach § 6 Verpflichteten 
oder eines sonstigen Abfallbesitz.ers liegenden 
Grunde nicht entleert werden. so werden die 
Abfallbehälter und Abfallgroßbehälter (§ 7 Abs. , 
Nr. 1. 2. 3 und 4) " soweit sie auf Wohngrund-
stücken stehen - am nächsten planmäßigen 
Abluhrtag nach Beseitigung des die Entleerung 
behindernden Umstandes entleert. Die Abtaltgroß-
behälter (§ 7 Abs. 1 Nr. 4 und 5) werden· soweit 
sie auf Gewerbegrundstficken stehen • in diesen 
Fällen nach Beseitigung des d ie Entleerung behin-
dernden Umstandes entleert. 

(t l) Unterbleibt die Abfuhr vorübergehend infolge von 
Betriebsstörungen, Stre iks . betriebsbedingten Ar· 
beiten . behördlichen Verfügungen. gesetzlichen 
Feiertagen. Verlegung des Zeitpunktes der Abfuhr 
oder sonst igen vergleichbar wichtigen Gründen, sO 
wird sie so zeitnah wie möglich naChgehOlt. Ein 
Anspruch auf Ermäßigung def GebOhren oder 
Schadenersatz besteht in diesen Fällen nicht 

§9 

Benutzung der Abfallgefäße 

(1 ) Die Abfallbehälter und ·grOßbehälter dürten nur 
insoweit mit Abfällen gefüllt werden, dass sich der 
Deckel schließen lässt. Der Deckel ist stets ge· 
schlossen zu halten. die Abfälle dürfen nicht in den 
Abfallbehälter und -großbehäller eingestampft. ein-
geschlämmt oder in ihnen verbrannt werden. 

(2) In Abfallgefäße dürfen nicht eingefüllt werden: 

11 4 

, . von der Abfallentsorgung ganz oder teilweise 
ausgeschlossene Abfälle (§ 4 Abs. t bis 4) . 

2. brennende. gtühende oder heiße Abfälle, 
3. sperrige Abfälle. die die Ablaligeläße. die 

Abfal lsammalfahrzeLJge odor die Ablallentsor-
gungSllnlagen beschädigen oder das mechani· 
sehe 8e· und Entladen der Abfa llsammelfahr· 
zeuge erschweren können. 
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4. flüssige Stolle sowie Schnee und Eis. 
5. ekelerregencle Abfälle 
6. Abfälle, die für die Sammiung in Depotcontai· 

nern und 1,00 1- Altpapierbehäitern vorgesehen 
sind. 

(3) Die gemmen zugelassenen AbIalIgefäße dürfen 101· 
gende Filllgewlctr te nicht Clberschreilen: 

1.1 

1.2 

1.3 

2 .1 

2.2 

3.1 

3.2 

4.1 

4.2 

Ablallbehälter mit 40 I Inhalt 25 kg 
(§ 7 Abs.' Nr. I ) 
Abfallbehäller mit 80 bzw. 120 I 
Inhalt 50 k, 
(§ 7 Abs. 1 Nt. 2) 
Abfallbehälter mit 240 I Inhalt 100 kg 
(§ 7 Abs. 1 Nr.2) 
Abfaligroßbehälter mit 770 I Inhalt 250kg 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 3) 
Abfallgroßbehälter mit 1 100 I Inhalt 450 kg 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 4) 
Abfallgroßbehälter mit 2 500 I 
Inhalt 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 5) 
Abfaligroßbehälter mit 4 500 I 
Inhalt 
(§ 7 Abs. , Nr. 5) 

Hausmülisäcke mit SO I Inhalt 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 6) 
Papiersäcke mit 120 ! Inhalt 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 7) 

1000 kg 

, 500 kg 

15 kg 

25 kg 

Eine Überschreitung des zulässigen Gesamtge-
wichts sowie die Bereitstellung Oberfüllter Behälter 
entbinden die Stadt von ihrer Verpnichtung zur Ein· 
sammlung der in den Behältern befindlictren Ab· 
fälle. 

(4) Die AbfallbesItzer haben die Abfallbehälter (§ 7 
Abs. 1 Nr. 1 und 2) und die HausmUlIsäcke 
(§ 7 Abs. 1 NI. 6) am Tage der Abfuhr bis späte· 
stens 7.00 Uhr eng zusammen und verschlossen 
zur Abfuhr bereitzustellen. 

Grenzt das angeschlossene Grundstück an eine 
Straße oder betindet sich davor kein Gehweg oder 
handelt es sich um ein Neubaugebiet ohne direk· 
ten Slraßenanschluss, so tegt die Stadt den Ort 
der Bereitstellung im Einzelfalt ist. 

Durch die Bereitstellung darf der Fußgängef- und 
Fahrzeugver1l:ehr nicht behindert oder gefährdet 
werden. 

Grenzt das angeschlossene Grundstock nicht en 
eine Straße. befindet sich davor kein Gehweg oder 
handel! es s ;eh um ein Neubaugebiel ohne direk· 
ten Straßenanschluss. so legt die Stadt den Ort 
der Bereitstellung im Einzelfall fest 

Ist die Bereitstellung ohne Behinderung oder 
Gefährdung des Fußgänger- und/oder Fahrz:eug-
verkehrs nicht möglich. so hat der Abfatlbesitzer 
dies der Stadt mitzuteilen. In diesem Falle 
bestimmt die Stadt den geeigneten Ort der Bereit· 
stellung. 

Nach der Entlee rung sind die Abfailbehälter unl/er-
zuglieh auf das angeschlossene Grundstück zu-
rückzubringen . 
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(5) Soweit Abfallgroßbehälter (§ 7 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 
4) auf Wohngrundstucken bereltgeheften werden. 
gift AbS. 4 entsprechend. 

Sie werden von der Stadt In Ausnahmefällen nach 
Vereinbarung auf den angeschlossenen Grund· 
stücken entleert. sofem eine geeignete Zufahrt IUr 
das Ablallsammelfahrzeug vorhanden ist. durch 
die der Standort der Abfaffgroßbehälter in einem 
Zug erreicht werden kann. 
In diesen Fällen hahet die Stadt bei eintretenden 
Personen- und Sachschäden nur bei Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit. 

Die Zufahrtswege sind am Abfuhrtag freizuhalten. 

(6) Abfaligroßbellälter (§ 7 Abs. 1 Nr. 4 - soweit diese 
auf Gewerbegrundstiicken stehen - und Nr. 5) wer-
den von der Stadt auf dem angeschlossenen 
a rundstlick anUeen.. Das GrundSIüd\" muss über 
einen geeigneten Zufahrtsweg für das Abtallsarn-
mel1ahneug vertiigen. Die Zufahrtswege sind am 
Abluhrtage lur die sHidtiscl1en Abfallsammellahr-
zeuge freizuhalten. 

(7) Werden die Abs. 1 bis 3 nicht beachtet, die Abfall-
behälter und -großbehäl ter nicht entsprechend 
Abs. 4 und Abs. 5 bereitgestel lt oder sind die Zu-
fahnen entQegen Abs. 5 Satz 4 und Abs. 6 Satz 3 
zur Abfuhrzeit versperrt. so erfolgt keine Entlee-
rung . § 8 Abos. 10 gilt ootsprechend. 

(8) Oie Haftung für Schäden, dfe der Stadt durch 
unsachgemäße Behandlung von Abfallbehällem 
oder durch Einbringen nicht zugelassener Stolle 
und Gegenstände in Ablalfbehäfter an den Sam-
mellahrzeugen oder den Anlagen zur Abfallentsor-
gung entslehen, richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften. 

§1O 

Stellplätze und Transportwege 

(1) Soweit Abfallgroßbehälter (§ 7 Abs. 1 Nr. 3, 4 und 
5) an deren Stellpfatz abzuholen Sind, bestimmt die 
Stadt nach Anhörung des Abfallbesitzers die lage 
des Stellplatzes auf dem anzuschlleßeodeo Grund -
stück. 

(2) Filr die SteUplatze und Transportwege gelten 101-
gende technische Anlorderungen: 

a) Der Stetl platz auf dem angeschlossenen 
Grundstück muss ebenerd ig liegen. 

b) Stell plätze müssen mit ei nem harten , dauerhaf· 
ten und teicht zu reinigenden Belag versehen 
sein, der das Absetzen und Abrollen der Abfall-
großbe h ä t ~r ohne Beschädigung aushätt. 

cl Transportwege mus sen eine Hohe von 4 m und 
eine Breite von 3,5 mautwelsen und fur Fahr-
zeuge von 20 t zulässiges Gesamtgewicht be-
fahrbar sein. 

(3) Der Ablallbesitzer hat die Stellplätze für die Entsor-
gung SChnee· und eisfrei- sowie slets sauberzu-
halten. Oberflächenwasser darf sich nicht ansam-
meln . 
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§11 

Abfatlbehälter auf Öffentlichen Straßen, öHentlichen 
Anlagen und In der freien Landschaft 

Die auf öHentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, in 
öffentlichen Anlagen und in der freien Landschaft von 
der Sladt aufgestellten Ablallbehil.her sind 10r Abfälle 
bestimmt. die bei einzelnen Personen beim Verzehr von 
Lebens- und Genussmitteln im Freien oder bei der Teil-
nahme am Ver1<ehr (z B. Fahrscheine. Handzettel) 
anfallen. Es ist unzulässig, diese Abfallbehälter mit 
gemischten Siedlungsabtällen oder anderen Abfällen zu 
füllen. 

§12 

Depotcontainer 

(1) Für die Entsorgung von Papier und Pappe und 
anderen wiederverwertbaren StoHen (z. B. Ba"e-
rien), deren sich die Besitzer im Wege der Abral· 
lentsorgung entledigen wollen, stellI die Stadt De-
potcontainer bzw. Abfa llgroßbehälter nach § 7 Abs. 
I Nr. 4 (Papier und Pappe) fü r Privathaushalte zur 
Verfügung, die an allgemein zugänglichen Orten 
aufgestellt werden. Die Depotcontainer und Abfall-
großbehälter fur Papler und Pappe dürfen nur ent-
sprechend ihrer Zweckbestimmung gefüllt werden . 
Es dürfen keine Gegenstände aus den Containern 
entnonvnen oder auf bzw. neben Ihnen abgestellt 
werden. 
Für Gtas und Leichlverpackungen werden Im Rah-
men des Duaten Systems entsprechende Depot· 
container bzw. Behälter und Säcke geslellt. 

(2) Die Standorte und die Zweckbestimmung der 
Depotcontainer können bei der Wirtschattsbetrlebe 
Oberhausen GmbH Stadtentsorgung 
(Tel .. 85 78 - 4716) und bei der Stadt Oberhausen 

Bereich UmweltschutzlAbfaliberatung 
(Tel . 825 - 36 04) erfragt werden. 

(3) Die Depotcontainer dürfen zur Vermeidung von 
lärmbelästigungen nur werktags in der Zeit von 
7.00 Uhr bis 20.00 Uhr benutzt werden. 

§13 

Biotonne 

(1) Bloabfall ist kompostierbarer Abfall wie z. B. 
Küchen- und Gartenabfälle, der sich zersetzt und 
keine Sclladstoffe enthält. Hierzu gehört struktur-
reiches (z . B. Baum-, Strauch· und Heckensennitt, 
Stroh/Heu und gehäckselte PflanzenIeile eIe.) und 
sttukturarmes (z. B. Obst- und GemÜseleste. 
Rasenschnil l, KaHee-fTeereste eIe) Malelial. 
Hierzu gehören nicht gekochte Essensreste, Kat-
zenstreu, Asche und Zigareltenklppen, Straßen· 
kehricht, Staubsaugerbeutelinhalt. betallene PlIan· 
zentelle etc. Im Zweitelslall berät die Stadt über die 
Kompostierbarkeil von Abtällen. 

!2l Die Biotonne wird von der Stadt gegen Gebuhr 
abgelahren. Ihre Einführung linde! aul freiwilliger 
Basis statt. Größe und Anzahl der AbIal igefäße, 
Häuligkeit und Zeitpunkt der Abfuhr richten sich 
analog nach den Bestimmungen gern. § 8, ih re 
Benutzung gern. § 9 dieser Satzung 

11. 
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(3) Die Biotonne Ist von Abfallbesitzern am Abfuhrtage 
bis spätestens 7.00 Uhr vor dem angeschlos· 
senen GrundstOck nach Maßgabe des § 9 Abs. 4 
bereitzustellen. 

(4) Die Biotonne darf nur entsprechend ihrer Zweckbe-
stimmung mit Bloabfall gern. Abs. 1 gefüllt wer" 
den. Wird die Biotonne niellt ordnungsgemäß nadl 
den vorstehenden Vorschriften betüUt, wird sie 
nidlt abgefahren. In diesem Fall ist sie vom Bereit-
stellenden unverzüglich wieder auf das ange-
schlossene Grvndstück zurückzubringen. 

(5) Bevor Bioablall einer Verwertung über die Bio-
tonne zugeführt wird, soll versucht werden, kompo-
slierbare Abfälle· z. B. im eigenen Garten - selbst 
zu kompostieren. 

§14 

Sperrmüllabfuhrllau babfu hr 

(1) Sperrmüll (gemischte Siedlungsabfälle gemäß 
Anlage zu dieser Satzung) sind Abfälle bzw. 
Gegenstände des täglichen Bedarfs, die nicht 
durch Zerlegen, Zerreißen oder Zerbrechen so zer-
kleinert werden können, dass sie in das vom jewei-

,I!gen Abfallbesitzer zu benutzende Abfallgefäß hin-
einpassen und von Hand verladen werden können. 
.Hierzu gehören auch Gegenstände mit überwie-
gendem Elsenanteil ooer aus anderen Metallen 
(z.B. große Haushallsgeräte und große Elektro-
geräte, Heizkörper). Hierzu gehören nicht Ablälle 

,jlus Baumaßnahmen (z. B. Elernitplatten, Wasch-
becken und Toilettentöpte), sperrige kompostier-

. !;lare Abfälle, Pappe und grobe SchromeilalMetalie 
(z.B. motorisierte Fahrzeuge oder Fahrzeugteile) 
!lnd mit Abfällen gelUtlte Kisten und Säcke. 
Im Zweifelsfall entsd1eidet die Stadt, welche 
Gegenstände zum Sperrmüll zählen. 

Die Stadt fährt SperrmOlI aus Haushaltungen nach 
Maßgabe der Abs. 2 bis 6 ab. Von G.ewerbebetrie-
ben wird Sperrmull mit Ausnahme von Schrott 
nach Maßgabe der Abs. 3, 4 und 6 abgefahren. 

(2) Der SpeHmült wird von der Stadt mindestens 7 x 
jähr1ioo bezirksweise eingesammelt. Oie Tage und 
Bezirke der SperrmOllabftJhr richten sich nach 
einem jährlichen Abfuhrplan, der dem \/on der 
Stadt 11erausgebenen Abtallkal ender entnommen 
und zudem bel der Wirtschallsbelriebe Oberhau-
sen GmbH - Stadlentsorgung - und bei der Sladt -
Bereich UmweltschutzfAbtaltberalung • erfragt wer-
den kann. 

(3) Der Spmrmll ll ist VQn Abfallbesitzem sm Abfuhr-
lage bis spätestens 7.00 Uhr vor dem angeschlos-
senen Grundstüok nach Maßgabe des § 9 Abs. 4 
Sätze 2 bis 4 bereitzustel len. Ist eine solche Be-
reitste llung nicht möglich oder führt sie zu einer 
Behinderung des Fußgänger- oder Fahrzeugver-
kehrs. so ist der SperrmUlI auf dem angeschlosse-
nen Grundsti.rck zu ebener Erde so bereit.wstet· 
ten, dass der Transportweg zum Abfallsammel -
lahrzeug am kürzesten ist. 

'" 

Zum Sperrmütl berei tgeste llte Möbel sind ausein-
and erzunel1rnen, Bretter und Kanthölzer dürfen 
nicht länger als 2 m sein ooer herausstellende 
Nägel oder Schrauben enthalten. 
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Dm zur Abfuhr bereitgestellte Spemniill dart nicht 
mit anderen AbfAllen gefüUt woo:foo. 

(4) Wird der Sperrmüll nicht nach den vorstehenden 
Vorschriften ordnungsgemäß bereitgestellt, wird er 
nicht abgefahren. In diesem Falle ist er vom Be-
reilstellerlden unverzüglich wieder auf das an-
geschlossene GrundstUck zuriickzubringen. 

(5) KOhl· und Gefrierschränke, Waschmaschinen, 
Geschirrspüler, Elektro- und Gasherde sowie sons-
tige große Haushalts- und Elektrogeräte werden Im 
Rahmen der sperrmOlIabfuhr mit einem zweiten 
Fahrzeug gesondert abgefahrerl . Sie sind am 
Abfuhrtage bis spätestens 7.00 Uhr \/or dem ange-
schlossenen Grundstück nach Maßgabe des § 9 
Abs. 4 Sätze 2 bis 4 bereitzustellen. Ist eine solche 
Bereitstellung nicht möglich oder lfihrt sie zu einer 
Behinderung des FußgangtK- odef Fahrzeugver-
kehrs, so ist der Sperrmüll auf dem angeschlosse-
nen Grundstück zu ebener Erde so bereitzustel-
len, dass der Transportweg zum Abfallsammef· 
fahrzeug am kürzesten ist. 

(6) Sonderabluhren von Sperrmiill aus Haushaltungen 
außerhalb der festen Sperrmülllermine gem. Abs. 
2 sowie Sonderabluhren von Sperrmün aus 
Gewerbebetrieben sind in Absprache mit der Wirt-
schattsbelriebe Oberhausen GmbH - Stadtentsor· 
gung - (Tel.: 85 78 - 47 t6) gegen GebOhr mög-
lich. 

(7) Ein ALJseinandernehmen bzw. Zertegen der zur 
Abfuhr bereitgestellten Sperrmulleinheilen sowie 
ein Hinzulügen von Sperrmu!l durch Dritte Ist 
unzutässig. 

(8) Sperrmüll kann auch unmittelbar an der Abfallent-
sorgungsanlage (§ 16 Abs. 1 NI. 3) angeliefert 
werden, 

(9) Bevor Sperrmüll oder andere wiederverwertbare 
sperrige Gegenstände einer Entsorgung zugeführt 
werden. sofl versucht werden, Möbel, Elektro-
geräte u. a. Gegenstände zur weiteren Ver.ven-
dung abzugeben. Das kann mit der Aufgabe von 
(z. T. kostenlosen) K l e l nan~e i gen oder über die 
Abgabe an GebrauchIWaren-Händter geschehen. 

(10) Die Stadt fährt Laubabfälle von Haus- und Schre-
bergärten im Rahmen jährticher herbstliCher Son-
deraktionen ab. 

Das Laub wird nur abgefahren, wenn es in Papier-
säcke (§ 7 Abs_ I Nr. TJ eingefüllt bereitgestelll ist. 

In die Papiersäcke darf nur Laub eingefulll werden. 
Die gefOll ten Papiersacka dürfen ein Gewicht von 
25 kg nicht überschreiten. Sie sind an der Öffnung 
zu verschließen und dürfen nicht Deschädigt sein. 

Oie Wirtschaltsbett lebe Obertlausen GmbH . 
Sladtentsorgung -, Buschhausener Straße 149, 
46049 Oberhausen (Tef.: 85 78 - 47 16) erteilen 
Auskunft aber dlo Bereitstertungstermine, welche 
zusätzlich dem Abfallkalender entnommen werden 
können, 
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§1S 

Abfälle aus der ärzllichen oder 
lietärzurchen Versorgung und FOf"Schung 

(1) Abläl le aus KrankeMausem, Klin iken, Anl-, Zahn-
arzt- und TIerarztpra)(en sowie ähnlichen Einrich-
rungen wie Zentrallabors. Blutspeodecl iensten, 
Untersucl1lX1gslnstitutan, Dialysezentren USW., die 
wegen Ihrer Boschaffenheit nicht zusammen mit 
gemischten SIedlungsabfällen entsorgt werden 
können, weil sie Infektiös sind b::z:w. sein können 
oder nach § 17 Abs. 1 des Gesetzes zur Verhu-
tunQ und Bekämpfung von Infektionskrankheiten 
der Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) ver-
nichtet werden mOssen, sind nach der Anlage der 
Satzung von der Entsorgung ausgeschlossen. 

(2) Sonstige Abfälle aus den operativen Bereichen 
und den Intensivpflegestationen sowie alle sonsti-
gen medizinischen Millel und Geräte, die zur 
unmittelbaren Anwendung am Patienten gekom-
men sind und die mit dessen Ausscheidungen, Blut 
cxler Serum BeflJhrung hatten (z. B. Wundver-
bände, Einwegwäsche und Einwegspritzen), wer-
den nur el1lsorgt, wenn sie nach den Belangen des 
Arbe i tsschutz~ wie lolg! vorbehandelt sind: 

1. Spitze und/oder scharle Abfälle (z. B. Kaniilen, 
Skalpelle) sind In bruchsicheren, stich- und 
schnittfesten, verschlossenen Behältern zu ver-
pac\(en; 

2. Abfälle mit einem hohen Ante. an Körperflus-
sigkei len (l . B. LabOl·Teslröhrcheo, Urinbeutel) 
sind in bruchsicheren, stich- und sdlnittfesten, 
undurchsichtigen, Ilüssigkeitsundurchlässigen 
und keirndichl verschlossenen Behältern bis 
max. 30 I Inhalt bereitzustellen; 

3. Sonstige Abfälle (z. B. Wundverbände, Einweg-
wäsche) sind in undurchsichtigen, flüssigkeits-
undurchlässigen und keimdicht verschlossenen 
Kunsts toffsäcken (Polyethylen mit mindestens 
0,5 mm FolIenstärke) zu füllen. 

Die Ab/älle nach Nr. 2 sind über private Entsor· 
gungsunternehmen der GMVA (§ 16 Abs . 1) zuzu-
luhren. Die Abfälle nach NI. 1 und 3 sind in die 
städtischen Ab fallbehlilter und -großbehälter einzu-
lullen. 

\ 16 

Abfaltenlsofgungsanlagen u nd -einrichtungen 

(1) Die Stadt sielli folgende AbfaUenlsorgungsanlagen 
und ·eim lchtungen zur Verlugung: 

, . Gemelnschatts·Mufl ·Verbrennungsanlage 
(GMVA) 
Niedermein GmbH 
Buschhauser1er Straße 
46049 Oberhausen 
Tel. · 020Bl85 94·0 

Die GMVA, Buscf1hausener Slraße wird im Auftrag 
der Stadt von der GMVA-Niederrhein GmbH, Post· 
fach 10 18 68,460 18 Oberhausen (Tel.: 0208185 

94·0) betrieben und sieht für die Anlieferung von 
Abfäl len nach Anlage dieser Satzung Mo. - Da. in 
der Zeit von 6.00 bis 18.00 und Fr. in der Zeit von 
6.00 bis 17.00 zur VerlOgung. 
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2. Deponie HÜhnemeide 
Huhnerstraße 
461 47 Oberhausen 
Tel.: 020816208 70 

Die Deponie HOhnerheIde wird im Auftrag d er 
Stadt von der Abfallentsorgungsgesellschaft Ruhr-
gebiet (AGA), GIIdehofstr. 1,45127 Essen (Neben-
stelle Herten, Tel .: 023661300·316 bzw. 
-317) betrieben und steht für die Anlieferung von 
Abfällen nach Anlege dieser Satzung Mo. - Da. von 
8.00 bis 15.00 Uhr, Fr. von 8.00 bis 14.00 Uhr und 
Sa.von 8.00 bis 11 .00 Uhr zur Verfügung. 

3. Recycling-Zentrum Oberhausen GmbH (RZO) 
Buschhausener Str . 144 
46049 Oberheusen 
Tel.: 02081857 18·0 

a) Das Recycling-Zentrum Oberhausen wird für 
die Sortierung von gemischten Bau- und 
Abbruchabfällen im A uftrag der Stadt Oberhau-
sen und für d ie Annahme sonstiger Abfälle im 
Auftrag der GMVA Nlecletrheln GmbH betr ieben 
und steht für die Anlleferung von Abfällen nach 
Anlage dieser Satzung Mo . . 00. von 7.00 bis 
18.00 Uhr, Fr. von 7.00 Uhr bis '9.00 Uhr und 
Sa. von 7.00 bis 15.00 Uhr zur Verfügung. 

b) Die Sladt slelll daruber hinaus eine mobile 
Annahmeslelle /Ur schadstoHhallJge Abfälle aus 
Kleingewerbe- und DiensHelslungshetrieben ::z:ur 
Verffiguog. 
Die AAnElhmestelie wird im Auftrag der Stadt 
Oberhausen 1,100 der Wirtschaftsbelriebe Ober-
hausen GmbH betrieben und steht lür die Anl ie-
fe rung schadstoffhaitiger Abfä lle an jährlich 6 
durch die Stadt festgelegten Terminen in der 
Zeit von 10.30 bis 18.00 Uhr zur Verfügung. Die 
Annahme erfolgt gegen Entrichtung eines Ent-
geltes unter Erhall eines Rechn ungsbeleges 
und beschränkt sich auf Kleinmengen. 

(2) Die Stadt stel lt privaten Haushal ten für die 
Annahme von schadstoflhaltigen Abfäl len, die 
nach § .4 Abs. 1 van der Ablallentsorgung ausge-
schlossen sind - lewells In haushaltsüblichen Men-
gen - folgeooe Sammelstelle zur VerlOgung: 

AGR Problemablall'Sammelgarage 
Hiihnerstraße 
461 47 Oberhausen 
Tel.: 0208(62 08 70 

Die Probiemabfall·Sammelgarage wird im AuHrag 
der Stadt von der Ablal1entsofgungsgesellschafl 
Ruhrgebiet (AGR) betr ieber1 und slehl Mo. - 0 0. 
von 8.00 . 15.00 Uhr, Fr. von 8.00 bis 1.4.00 Uhr 
und Sa . von 8 .00 - I 1.00 Uhr lur Verfugung. 
Darüber hinaus führt die Wlrtscha ltsbelriebe Ober-
hausen GmbH im Auttrag der Stadt eine mobile 
Sammlung fti r Scnadstoffe aus privaten Haushal· 
tungen durch. 

(3) Für die Annahme von kompostierbaren Abfällen, 
die zwecks Weiterleitung an eine Kompos tierungs-
anlaga frei von sonstigen Siolfen sein müssen, 
steht ein entsprechender Annahmebereich sowohl 
auf der Deponie Huhnerheide als auch bei dem 
Recycling-Zentrum Oberhausen zur Verfügung. 
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(4) FOr die Annahme von elektronischen Geräten aus 
Haushaltungen, Holz (unbehandelt) sowie Papier 
und Pappe stehen entsprechende Annahmeberei· 
ehe am Recycling·Zentrum Oberhausen zur Ver· 
fügung. 

DarOber hinaus können Elektrokleingeräte im Rah-
men der mobilen Schadstoffsammlung !Ur Haus-
haltungen in haushaltsüblichen Mengen abgege-
ben werden. 

§17 

Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen 
und -einrichtungen 

(1) Abfälle, die bei Abfallentsorgungsanlagen oder 
Sammelstellen angeliefert werden, sind bei den 
Abfallentsorgungsanlagen ordnungsgemäß zu 
deklarieren und sowohl dort als auch bei den Sam-
melstellen so zu Oberlassen, dass der Betriebsab-
lauf nicht beeinträchtigt wird. Die Ben utzung der 
Abfallentsorgungsanlagen richtet sich, soweit darü-
ber in dieser Satzung nichts enthalten ist, nach den 
jeweils aktuellen Benutzungsordnungen der Anla-
gen, die im Eingangsbereich ausgehängt sind . 

(2) Auf Verlangen ist die Zusammensetzung der anzu-
liefernden Abfälle nachzuweisen. Die Stadt ist 
berechtigt, vor Annahme der Abfälle im Falle eines 
begründeten Verdachts diese auf Kosten des Be-
sitzers zu untersuchen oder durch Dritte untersu-
chen zu lassen. 

(3) Bei der Entscheidung über die Annahme von 
Abfällen auf der Deponie Hühnerheide werden die 
Vorgab€n des Planfeststellungsbeschlusses 
zugrunde gelegt. Erde und Steine sowie Beton, 
Ziegel , Fliesen und Keramik dOrfen auf der Depo-
nie HOhnerheide nur dann angeliefert werden, 
wenn im Einzelfall nachgewiesen wird, dass eine 
Verwertung im Sinne des § 5 Abs. 2, 3 und 4 
Kreislaufwinschafts- und Abfallgesetz nicht mög-
lich ist. Dieser Nachweis ist durch Vorlage von 
schriftlichen negativen Stellungnahmen entspre-
chender Verwertungsbetriebe an der Deponie zu 
erbringen. 

§1B 

Anfall der Abfälle 

( t ) Zum Einsammeln und Befördern gelten als ange-
fallen: 
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1. Papier. Pappe und sonstige wiedeNerwertbare 
Stolle (z. B. Batterien), derer sich der Besitzer 
im Wege der Abfallentsorgung entledigen 
möchte, wenn sie in die von der Stadt zur Ver-
fügung gestellten Depotcontainer (§ 12 Abs. 1) 
entsprechend ihrer Zweckbestimmung einge-
füllt worden sind, 

2 die in § 3 Abs. 2 genannten Abfälle, sobald fesl-
steht. dass die Stadl sie entsorgen muss, 
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3. Kompostierbare Abfälle, elektronische Geräte, 
Holz (unbehandelt), Papier und Pappe sowie 
Sperrmüll/sperrige Gegenstände, die gern. § 5 
Abs. 4 und 7, § 14 Abs. 8 und § 16 Abs.:3 und 
4 an den hierfür vorgesehenen Annahmestellen 
angenommen worden sind, 

4. schadstoffhallige Abfälle, die bei der städti-
schen Sammelstelle gem. § 16 Abs. 1, Punkt 3 
b und Abs. 2 oder am Schadstoffmobil ange-
nommen werden, sobald sie von einer dieser 
angenommen worden sind, 

5. alle übrigen Abfälle, sobald sie nach Maßgabe 
dieser Satwng am Abfuhrtag bereitgestellt wor-
den sind. 

(2) Zur Verwertung, zum Behandeln, Lagern und Abla-
gern an den Sammelstellen sowie in bzw. auf den 
von der Stadt zur Verfügung gestellten Abfal lent-
sorgungsanlagenJ-einrichtungen gelten Abfälle als 
angefalten, sobald sie nach Abs. 1 als zum Ein-
sammeln und Befördern angefallen gellen oder auf 
das Gelände derjenigen Abfallentsorgungsanlage/-
einrichtung be/ordert worden sind, in bzw. auf der 
die Entsorgung oder die Bereitstellung zur Entsor-
gung der Abfälle nach dieser Satzung stattfindet. 

§19 

Eigentumsübergang 

(I) Zugelassene Abfälle gehen in das Eigentum der 
Stadt über, sobald sie von der Stadt eingesammelt 
werden. 

Sobald sie bei der Abfallentsorgungsanlage/·ein-
richtung angenommen werden, gehen sie in das 
Eigentum des Anlagenbetreibers über. 

(2) Die Stadt und die von ihr beauftragten Drillen sind 
nicht verpllichtet, im Abfall nach verlorenen Ge-
genständen suchen zu lassen. Im Abfall vorgefun-
dene Wertgegenstände werden als Fundsachen 
behandelt. 

(3) Unbefugten ist es nicht gestattet, angefallene oder 
bereitgestellt Abfälle zu durchsuchen oder weg-
zunehmen. 

§20 

Gebühren 

Für die Benutzung der Abfallentsorgung der Stadt sind 
Gebühren nach der Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Abfallentsorgung in der Stadl Ober-
hausen (Ablallgebührensatzung) zu el1trichten. 

§21 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht 
getroffenen Regelungen handeil ordnungswidrig, 
lVer vorsätzlich oder fahrtässig dieser Satzung 
zuwiderhandelt, indem er 

entgegen § 2 Abs. 4 bei Veranstaltungen Spei-
sen und Getränke nicht in ptandpflichtigen Ver-
packungen und Behältnissen sowie mit pfand-
p!lichtigen Bestecken abgibt, 
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2. entgegen § 4 Abs. 1 ausgeschlossene Abfälle 
der städtischen AbfalientsorQ'ung überlässt, 

3. entgegen § <1 Ahs. 3 kompostlarba re Abflille 
aus Haus- und/oder Schrebergärten und von 
landwirtschaftlich ulld gärtnerisch genutzten 
GrundstOcken sowie Schlagabraum verbfennl, 

4. entgegen § 5 Abs. 3 auf dem angeschlossenen 
GrundslOck anfallende Abfälle der öffentlichen 
Ab fallentsorgung nicht überlässt oder die Abfa ll-
gefaße eines anderen angeschlossenen Grund-
stückes befOllt, 

5. entgagen § 5 Abs. 4 und 5 Abfälle und Wert-
stoffe an den Deputcontai1ern und städtischen 
Sammelstellen ungeordnet abstellt oder abfa-
gert, 

6. entgegen § 5 Abs_ 8 gemischte Siedlungsab-
lalle nicht den Anfagen gemaß § 16 Abs. t Nr. 
1 und 3 zufUhrt , 

7. entgegen § 6 Abs. , Nr. t den erstmaligen 
Anfa ll VOll Abfällen, wesentliche Veränderungen 
des Abfalls sowie die Änderung der Personen-
zahl oder der Gewerbeeinheiten auch auf M-
frage der Stadt nicht unverzügliCh meldet oder 
Auskünfte und Nachweise gem. § 6 Abs. 1 Nr. 
6 nicht oder nicht Vollständig erbringt, 

8. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 2 Abfälle in den 
Abfallgefaßen einstampft, einschlammt oder 
verbrennt, 

9. entgegen § 9 Abs. 2 brennende, glühende und 
heiße Abfälle, sperr ige Abfä lte , flüssige Stofle 
sowie Schnee und EIs. ekelerregende Abfa lle 
oder Ab fälle. die fu r die Sammlung in Depot-
containern vorgesehen sind in die Abfallgefäße 
einfüllt. 

10. entgegen § 9 Abs. 4, Abs. 5 Satz', § 14 Abs . 3 
Satz 1 Abfallg9f.iße oder Sperrmüll den 
Fußgänger- oder Fehneugverkehr behindernd 
aufstellt und/oder seinen Abfallbehäl ter nach 
der Entleerung nicht unverzüglictl auf das ange-
schlossene GrundstOCk zurückbringt, 

1' .entgegen § 11 die auf offenltiChen Straßen, in 
öffentlichen Anlagen ocIer in der freien Land-
SChaft von der Stadt aufgestelll Abfallbehälter 
bestimm ungswidrig benutzt. 

12.enlgegen § 12 Abs. 1 Satz 2 die Depotcontai-
oer und Abfaligroßbehäner fur Papier und 
Pappe nicht entsprechend Ihrer Zweckbestim· 
mung fütlt, 

13.entgeg9n § 13 Abs. 4 dIe Biotonne nicht ent-
sprechend ihrer Zweckbestimmung befütlt. 

14.entgegen § 14 Abs. 3 den Sperrmüll außerhalb 
der festgelegren Bereiche bereitstellt, 

15.entg9gen § 14 Abs. 7 den zur Abfuhr berei tge-
stellten Sperrmüll verteilt. entnimmt oder hin-
zu fügt, 

16.bereitgestellte Hausmüll- und Papiersäcke 
beschädigt. 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu 50 000,00 Euro geahndet werden, soweit 
nicht andere gesetzliche Bestimmungen hierfür 
eine höhere Geldbuße vorsehen. 

§22 

InkratHretenlAußerkralUreten 

Diese Satzung tfitt zum 15_06.2002 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Satzung über die Abfallenlsorgung in der Stadt 
Obel hausen vom 20.02.2001 außer Kra ft . 

Anlage zur Satzung über die Abf a llent~ 

sorgung 
in der Stadt Oberhausen 

Abfallkatalog 

Erläuterung zur Soalte "Eo!somungsoflicht" 

vom Einsammeln, Befördern, Behandeln, Lagern 
und Ablagern (§ 4 Abs. 1) ausgeschlossene Sloffe 

-+ nur vom Einsammeln und Befördern ausgeschlos-
sene, d. h. von der Entsorgung teilweise ausge-
schlosSOlle Stoffe. Die Stoffe sind den in der 
Spalte "EnlsorgungsanJage' genannten Anlagen 
zuzuführen. 

+ vom Einsammeln, Befördem, Behandeln , Lagem 
und Ablagem unter Berucksichtigung der Vorga-
ben gemäß § 4 nicht ausgeschlossene Stoffe. Oie 
Abfälle unterliegen dem Anschluss- und Benut-
zungszwang. 

Edäuterung zur Soalle "Entsorgungsanlage' 

M Gemelnschafts·Muliverbrennungsanlage Niederr-
hein 

o Zentraldeponie Hlihnerheida 

R Recycling-Zentrum Oberhausen GmbH 

nur Annahme von Kleinmengen 

Erläuterung zu der SDaUe ' EWC-Code" und "Ewe· 
Bezeichnung" 

Die Bezeichnungen entsprechen dem Abfallverzeichnis 
gemäß der Verordnung zur Umsetzung des Europäi-
schen Abfallverzeictlnisses vom 10.1 2.20Q1 (Ablallver-
zeichnis·Verordnung - AVV ) 

besonders überwachungsbedürfl lge Ablä lle 

kurSIV uberwachungsbedlirflige Ablä lle 
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Amtsblatt für die Stadt Oberhausen 

Bekanntmachungsanordnung 

Der vorstehende Beschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschtlhen 
der Gemeindeordnung lur das land NOldrheln·Westfa-
len (GO NW) kann gegen Salzungen, sonstige orts-
lechUlche Bestimmungen und Flächennutzungsplane 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Vert::ündigun\j nicht 
mehr geltend gemocht weroeo. es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung lehlt, 

b) die Satzung Ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Oberburgermelster haI den Ratsbesdlluss vorher 
beanstandet 

<XI" 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenuber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und d ~ Tatsache bezeiChnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

Oberhausen, 4. Juni 2002 

Burkhard Drescher 
Oberbürgermeister 
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Nr, 1212002 vom 17. Juni 2002 

Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Abfallentsorgung In der 
Stadt Oberhausen (Abfallgebührensatzung) 

Aulgrund 

a) der §§ 7, B, 41 Abs. , Satt 2 Buchslabe f) und § 78 
Abs. 1 und 2 der Gemeindeordnung für das l ar'ld 
NordrhE!in-Westfalen In der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1 994 (GV NW S. 6661SGV NW 
2023), 

b) des § 9 des Ablallgesetzes fur das land Nordrhein· 
Westfalen (l.AbfG) vom 21.06.1988 (GV NW S, 
250/SGV NW 74), 

c) der §§ 1, 2, 4. 6 und 20 des Kommunalabgabenge-
satzes l ur das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21 .10.1969 (GV NW S. 7121SGV NW 610), 

jeweils in der zurzeit glllUgen Fassung 

sowie aulgrund des § 20 der Salzung fiber die Ablat-
lentSOfgung in der Stadt Oberhausen, 

hat der Aat der Stadt Oberhausen in seiner Sitzung am 
03.06.2002Iolgende Satzung beschlossen: 

§ 1 
Allgemeines 

{I I Die Stadt erhebt zur Dectullg der durch die Ab/all-
entsorgung entstehenden Kosten Benulzungsge-
bühren. 

(2) Der Festsetzung werden Anzahl, Größe und Häufig· 
keit der Leerung der vorhandeneo Ablallbehälter 
und -großbehälter zugrunde gelegt. Dabei wird die 
EntsorgungsgebLlhr für die 8ioabfallbehälter mit 75 
% der AestmüllgebQhr lestgelegt. Die Festsetzung 
der Gebühren lür Sonderabfuhren von Sperrmüll 
außerhalb der festen Sperrm[illtermine (§ , 3 Abs. 6 
Ablallsatzung) enolgt nach dem zeitlichen Aufwand 
(Stundensälze). Oie Festsetzung der Gebühren für 
den Hausmüllsack (§ 7 Abs. 1 NI. 5 und Abs. 2 
Abfallsatzung) e11019' nach dem tatsächlich nutzba-
roo Volumen. 

(3) Die der 8erechnung gemäß Abs. 1 und 2 zugrunde 
zu legenden Gebilhrensätze werden jährl ich in der 
Abgabesatz-Satzung der Slad! Oberhausen leslge· 
selzt. 

§ 2 
Gebührenplilchtige 

(1) Gebührenpflichtige sind die Eigenliimer der ange· 
schlossenen Gfur'ldslücke sowie die den Eigenlümern 
gemäß § 6 Abs. 3 der Satzung über die Ablallenlsor-
gung In der Stadt Oberhausen GleichgesteUten, 

tm Falle deI Nutzung von Sonderabfuhren für Sperr· 
mun (§ 14 Abs. 6 Abfansatzung) ist derjenige 
gebuhrenpll ichtig, der die Leistungen der Stadt ver· 
anlasst hat. Im Falle der Nulzun\j der Hausmüll· 
säcke (§ 7 Abs, 1 Nr, 5 und Abs. 2 Abfal lsatzun\j) ist 
derjenige gebührenpfl ichti\j, der die Säcke nutzt. 

(2) Mehrere Gebührenpflich tige halten als Gesaml· 
schuldner. 



Amtsblatt für die Stadt Oberhausen 

§ 3 
Beginn und Ende der GebOhrenpflicht 

(1) Die GebührenpHicht für die Benutzung von Abfall · 
behältern und ..yroßbehältern entslehl erstmals mit 
dem Beginn des auf den Anschluss an die AbfaJlent-
SOtgung folgenden Monals. Sie endet mit dem 
Ablauf des Monats, in dem der Anschluss durch 
Anzeige an die Sladt aufgegeben wird. Für Ände--
rungen von Anzahl, Gr03ße und Häufigkeit der Lee-
rung der vomandenen Abfallbahälter und -graß-
bahäller im Laufe eines Haushaltsjahres gellen 
Sätze 1 und 2 entsprechend. 

(2) Im Falle der Nutzung von Sonderabluhren für Sperr· 
müll (§ 14 Abs. 6 Abfall satzung) entsteht die 
Gebührenpflicht mit Erbrlngung der Leistung durch 
die Stadt. 

(3) Im Falle der Nutzung der Hausmüllsäcl<e (§ 7 Abs. 1 
Nr. 5 und Abs. 2 Abfallsatzung) entsteht die 
Gebührenpnicht beim Bezug der Säcke In den 
Geschäften des Oberhausener Einzelhandels. 

§4 
Gebührenpllichl bei Unterbrechung der 

Abfallentsorgung 

Wird die Abfal lentsorgung aus einem In § 8 Abs. 11 der 
Satzung über die Ablal lentsOtgung In der Stadt Ober-
hausen genannten Grunde vorübergehend einge-
schränkt. unterbrochen oder zu einem späteren Zeit-
punkt durchgeführt. besteht kei., Anspruch auf Ermäßi-
gung der GebühL 

§5 
Festsetzung der Heranziehung 

(1) Die Gebühren für die Abfallentso fgung werden -
außer für HausmOlisäcke - von der Stadt Oberhau-
sen durch schriftlichen Bescheid, mit dem auch die 
Heranziehung zu anderen Grundbesltzabgsben ver-
bunden werden kann, festgesetzt. 

(2) Die Fälligkeit der Gebuhren bestimmt sich nach den 
für die Fälligkeit der Grundsteuer geltenden Vor-
schrillen_ 

(3) Hinsichtlich der Hausmüllsäcke ist die Stadt berech-
ligt. die GebOhren für den Bezug der Hausmüllsäcke 
durch die zustandigen Geschäfte des Oberhausener 
Einzelhandels erheben zu lassen . 

§6 
Ordnungswidrigkeiten 

(I) Gemäß § 20 Abs. 1 in Verbindung mit § 17 Abs. 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen handelt ordnungswidrig, 

wer als Abgabenpfl ichtiger oder bei Wahrnehmung 
der Angelegenheiten eines Abgabenpfl ichtigen 
leiCht fert ig 

a) der Körperschaft. der die Abgabe zustehl. oder 
einer anderen Behörde uber abgal:lenrechUich 
erl1ebliche Tatsachen unrichtige oder unvollstän-
dige Angaben macht oder 

b) die Körperschaft, der die Abgabe zusteht , pfl icht· 
widrig über abgabenrechUich erhebl iche Tatsa-
chen in Unkenntnis lasst 

Nr. 12/2002 vom 17. Juni 2002 

und dadurch Abgaben verkürzt oder nicht gerecht-
fertigte Abgabenvort e~e fur sich oder einen anderen 
er langt. 

(2) Gemäß § 20 Abs. 2 des Kommunalabgabengeset-
zas tOr das Land Nordrhein-Westfalen handelt Ofd-
nungswldrig, 

wer vorsätzlich oder leichtfertig 

a) Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrich· 
tig silld oder 

b) den Vorschr iften einer Abgabensatzung zur Siche-
rung der Abgabenerhebung, insbesondere zur 
Anmeldung und Anzeige von Tatsachen, zur 
Führung von Aufzeichnungen oder Nachweisen. zur 
Kennzeichnung oder Vorlegung von Gegonständen 
oder zur Erhebun g und Abführun g von Angabe., 
zuwiderhandelt 

und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu verkürzen 
oder nicht gerechtfert igte Abgabenvorteile zu erlan-
gen (Abgabengefilhrdung). 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in doo Fällen des Abs. 
I mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro, in 
den Fällen des Abs. 2 mit einer Geldbuße bis zu 
fünltausend Euro geahndet werden . 

§7 
Inkratnreten, Außerkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 15.06.2002 in Kraft. Gleichzeitig 
tr itt die Salzung der Stadt Oberhausen Ober die Erhe-
bung von Gebühren !Ur die Abfalleolsorgung in der 
Stadt Oberhausen vom 20.02.2001 außer Kraft. 

Bekanntmach u ngsanordnung 

Der vorstehende Beschluss wird hiermit öffentlich 
bekaMt gemacht. 

Die Verletzung voo Verfahrens- oder FormvOfschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Weslfa· 
too (GO NW) kann gegen Satzungen, sonstige orts· 
rechUiche Beslimmungen und Aächennutzungspläne 
nactl Ablauf eines Jahres seit ihrer VerkOndigung nicht 
mehr geltend gemachi werden. es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) die Satzung ist nich t ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbescl1luss vorMr 
beanstandet 

"" .. 
d) der Form- oder Vertahrensmangel isl gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabeI die verletzte 
Rechtsvorschn!t und die Tatsache bezeichnel wor· 
den, die den Mangel erg ibl. 

Oberhausen, 4. Juni 2002 

Burkhard Drescher 
Oberbürgermeister 
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Bekanntl!lachung über die Genehmigung 
der 62. Anderung des Flächennutzungs-
planes - Neukölner Straße I Walsumer-
markstraße -

I. Die Bezirksregierung Diisseldorf hat mit Veriiigung 
vom 06.95.2002 - Az. 35.2.-11.09 (Oberhausen 62) 
- die Anderung des Flächennutzungsplanes -
Neukölner Straße! Walsumermarkstraße - gemäß 
§ 6 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 
27.08.1997 (BGBL I, S. 2141; bereinigt BGBI. 1998 
I, S. 137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27.07.2001 (BG81.1, S. 1950), genehmigt. 

Das Plangebielliegt ~ der Gemarkung Steril rade-
Nord, Flur 12, und wird wie folgt umgrenzt: 
Südöstliche Seite der Walslll11ermarkstraße, siid-
westliche Seite der Stollenstraße und Eitelstraße, 
nordwestliche Seite der Neuköiner Straße, nördliche 
Seite des Höhenweges, rechtwinklig abknickend zur 
östlichen Grenze des Flurstückes Nr. 68, nordösU!-
che Grenze des Flurstückes Nr. 395, südwestliche 
Seite der Straße .Am Uhlensterz". 

11. Hinweise 

1. Der Teilflächennutzungsplan (62. Änderung des 
Flächennutzungsplanes - Neukölner Straße! Wal-
sumermarkstraße - mit Erläuterungsbericht liegt 
vom Tage der VeröffentliChung dieser Bekannt-
machung an im Technischen Rathaus Sterkrade, 
8ahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 
009, während der Dienststunden zu jedermanns 
Einsicht 6ffentlich aus. 

2. Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
und Nr. 2 des BauGB bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften ist unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenliber der Stadt Oberhau-
sen geltend gemacht worden ist. Mängel der 
Abwägung sind unbeachtlich, wenn sie nicht inner-
halb von sieben Jahren seit dieser Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Stadt Oberhausen 
geltend gemacht worden sind. Bei der Geltendma-
chung ist der Sachverhalt, der die Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften oder den Man-
gel der Abwägung begründen soll, gegenüber der 
Stadt Oberhausen, Dezernat 5, Bereich 1 - Stadt-
planung -, Technisches Rathaus Sterkrade, Bahn-
ho/straße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009, 
darzulegen. 

3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das land Nord· 
rhein-Westfalen (GONW) kann gegen Flächennul~ 
zungspläne nach Ablauf eines Jahres seil dieser 
Bekanntmachung nicht mehr gellend gemacht wer-
den, es sei denn 

152 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b} der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekanntgemacht worden. 

c) der Oberblirgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Nr. 1212002 vom 17. Juni 2002 

4. Mit dieser Bekanntmachung wird der Teil/lächen-
nutzungsplan (52. Änderung des Flächennutzungs-
planes) - Neukölner Straße! Walsumermarkstraße 
- gemäß § 6 Baugese!zbuch wirksam. 

111. Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekanntgemachI. 

Oberhausen, 29.05.2002 

Burkhard Drescher 
Oberblirgermeister 
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Bekanntmachung der Stadt Oberhausen 
über das Inkrafttreten des Bebauungspla-
nes Nr. 295 - Neukölner Straße I Walsu-
mermarkstraße -

I. Der Bebauungsplan Nr. 295 - Neukölner Slraße I 
Walsumermarkstraße . wurde vom Aal der Sladl 
am 28.01 .2002 gemäß § 10 Abs. I dt1s Baugeselz-
buches (SauG8) vom 27.08.1997 (BGBI. I. S. 
214 1; bereinigt 8G81. 1998 I, S. 137), zuletzt geiln-
dt1rt durch Gesetz vom 27.07.2001 (BG81. I, S. 
1950) , in Verbindung mit § 7 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GVNW 1994, S. 656) als Satzung beschHJssen. 

Das Plangebiel liegt in der Gemarkung Stemrade-
Nord. Aur 12, und wird wie lO1g1 umgrenzt: 
Sr.:;fÖSHiche Seile der Walsumermarkslraße. sud-
weslliche Seite der Stollenstraße und Eitelslrafle, 
nordwestliche Seile der Nauk61ner Straße. nördliche 
$eite des Höhenweges, rechtwinklig abknickend zur 
ösllichen Grenze des Flurstück.es Nr. 68, oordösUi-
che Grenze des R ursWckes Nr. 395, süd-westliche 
Seite der Straße "Am Uhlensterz-. 

11. Hinweise 

1. Der Bebauungsplan Nr. 295 - Neukölner Straße 
I Watsumermarkstraße - liegt mit Begründung 
vom Tage der VeröffenUichung dieser Beltannt-
machung an im Technischen Rathaus Sterk-
rade, Bahnhorstraße 66, Erdgeschoss. Zimmer 
Nr. A 009, wahrend der Dienststunden zu jeder-
manns Einsicht öflenthch aus. 

2. Aur die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Salz 1 und 
2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches vom 
27.08.1997 (BGBI. I, S. 2141; bereinigt 8GBI. 
1998 I, S. 137), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 27.07.2001 (BGBI. I, S. 1950), über die 
Entschädigung von durch den Bebauungsplan 
elntrelendeo VeffflÖgensnachtellen sowie über 
die Fälligkeit und das Eslöschen entsprechender 
Enlschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

3. Eine Verlelzung der in § 21 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
I und Nr. 2 des SauGB bezeichneten Vertah-
rens- und Formvorschrillen ist unbeachtllch, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung schrihlich gegenüber der 
Stadt Oberhausen geltend gemacht worden ist. 
Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb von sieben Jahren seit die-
ser Bekanntmachung schrifttictl gegenüber der 
Stadt Obemausen geltend gemacht worden 
sind. Bej der Gelterldmachung ist der Sachver-
halt, der die Verletzung von Vertahrens· und 
Formvorschriftefl oder den Mangel der Abwä· 
gung begründen soll, gegenüber der Stadl 
Oberhausen. Dezemal 5, Bereich I - Stadlpla-
nung -. Technisches Rathaus Sterkrade, Bahn-
horstraße 66. Erdgeschoss, Zimmer NT. A 009. 
darzutegen. 
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4. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schritten der Gemeindeordnung fü r das Land 
Nordrheln·Westtalen (GONW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung kann nach Ablaur 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr gellend gemacht werden, es sei denn, 

a) ein vorgeschriebenes Genehmigungs· 
verfahren lehll. 

b) diase Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
cHenIlieh bekanntgemacht worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Satzungs-
beschluss vorher beanstandet odar 

d) der Form- oder Verfahrensmangel1st 
gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rectllsvorsctu ift 
und die T alsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

5. M it diese r Bekan n tmach ung tritt der 
Bebauungsplan Nr. 295 - Neukötner Straße / 
Walsumermarkstraße - gemäß § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches in Kraft. 

111. Beka nntmachungsanordnung 

Vorstehendes wird hiermit öffentl ich 
bekannlgemacht. 

Oberhausen, 29.05.2002 

Burkhard Drescher 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung über die Genehmigung 
der 111. Änderung des Flächennutzungs-
planes - BremenkampstraBe I Waldhuck-
straße -

L Die Bezlrksreglarung Düsse/dorf hat mit Ver1ugung 
vom 07.05.2002 • Az. 35.2.·11.09 (Oberhausen 
111) • die Änderung des Flächennutzungsplanes· 
Bremenkampstraße I Waldhuckstraße . gemäß § 6 
Baugesetzbuch (BauGB) In der Fassung vom 
27.06.1997 (BOBl . I, S. 2141: bereinigt BGBI. 1998 
I, S. 137), zuletzt geändert durch Geselz vom 
27 .07.2001 (BGBI.I, S, 1950), genehmigt. 

Das Plangebiel liegt in der Gemarkung Sterkrade· 
Nord, Flur 18, 19, 20 und 21, und wird wie folgt 
umgrenzt: 

SüdwestHche Seite der Bremenkampstraße, westli-
che und nordwestl iche Seite der Waldhuckstraße, 
zwischen den Häusern Waldhuckstraße 146 und 
148 in sG<!östlictler Richtung abknickend, nordöstli-
ene Grenze des Flurstlicks 169, A ur 20, nordwest-
liche und nordösUiche Grenze des AurstUcks 207, 
Aur 20, nordwestliche, nordöstliche und s[idösUi-
ehe Grenze des Flurstücks 40, Flur 18, nordöstl i-
che und sG<!öslliche Grenze des FlurslUcks 468, 
Flur 19, vom westlichsten Grenzpunkt des Flur-
stücks 469, Rur 19, abknickend zum östlichsten 
Grenzpunkt des Flurstücks 411, Flur 19, siidöstl i-
ene Grenze des Flurstücks 20, Flur 21 , und deren 
Verlängerung bis zur südwesniChen Seile der Bre-
menkampstraße. 

11. Hinweise 

1. Der Teilflächennutzungsplan (11 1. Änderung 
des Flächennutzungsplanes - Bremenkamp-
straße I Waldhuckstraße - mit Erläuterungs· 
bericht liegt vom Tage der Veröffentlichung die-
ser Bekanntmachung an im Technischen Rat-
haus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdge-
schoss, Zimmer NI. A 009, während der Dienst-
stunden zu Jedermanns Einsicht Öffentlich aus 

2. Eine Verle tzung der in § 21 4 Abs . 1 Satz 1 Nr. 
t und Nr. 2 des BauGB bezeiChneten Ver1ah-
rens- und Formvorschri ften ist unbeachtlich, 
wenn sie nicht innemalb eines Jahres sei t die-
ser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Stadt Oberhausen geltend gemacht worden ist. 
Mänget der Abwägung sind unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb von sieben Jahren seit die-
ser Bekanntmachung schriftlich gegenuber der 
Stadt Oberhausen gellend gemacht worden 
sind. Bel der Geltendmachung ist der Sactwer-
hal l. der die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften oder den Mangel der Abwä-
gung begründen SOli, gegeniiber der Stadt 
Oberhausen, Dezernat 5, Bereich 1 - Stadtpla-
nung -, Technisches Rathaus Sterkrade, Bahn-
hofstraße 66. Erdgesctloss, Zimmer Nr. A 009, 
darzulegen. 

3. Eine Verletzung von Ver1ahrens· und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrheln-Westfalen (GONW) kann gegen 
Flächennutzungspläne nach ADlau! eines Jah-
res seit dieser Bekannlmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehl t, 

b) der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemaCht worden, 

cl der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- und Ver1ahrensmangel ist gegenuber 
der Gemeinde vorher gertlgt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

4. Mit dieser Bekanntmachung wird der Teil/lachen-
nutzungsplan (111 . Änderung des Flächennut-
zungsplanes) - Bremenkampstraße I Waldhuck-
straße - gemäß § 6 Baugesetzbuch wirksam. 

111. Bekanntmachun9sanordnung 

Vorstehendes wird hiermit öffentl ich bekanntge-
macht. 

Oberhausen, 29.05.2002 

Burkhard Drescher 
Oberburgermeisler 
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Bekanntmachung der Stadt Oberhausen 
über das Inkrafttreten des Bebauungspla-
nes Nr. 391 - Bremenkampstraße I Wald-
huckstraße -

I. Der Bebauungsplan Nr. 391 - Bremenkampstraße I 
Waldhuckstraße ...... urde vum Aat der Stadt am 
28.01 .2002 gemäß § 10 Abs. 1 des Baugesetzbu· 
ches (BauGB) vom 27.08.1997 (8GB!. I, S . 2141 , 
bereinigt 8GBI. 1998 I. S. 137), zuletzt geänden 
durch Gesetz vom 27.07.2001 (8GBI. I, S. 1950), 
in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrheln·Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GVNW 1994, 
S. 666) als Satzung beschlossen. 

Das Plangebiet liegt In der Gemarkung Sterkrade· 
Nord, Flur 18, 19, 20 und 21 , une! wird wie folgt 
umgrenzt: 

Süd ..... estliche Seite dar Bremenkampstraße, wesHi· 
ehe und nordwestliche Seite der Waldhuekstraße, 
ZWischen den Häusern Waldhuckstraße 146 und 
148 in sOdöstlicher Alct1tung abknickend, nordÖstli· 
che Grenze des Flurstücks 169, Flur 20, nordwest· 
liche und nordöstliche Grenze des Flurstücks 207, 
Flur 20, oordwestliche, nordöstliche und südöstll· 
che Grenze des FlurSIUcks 40, Flur t 8, nOldöslli-
che und sudösUiche GreMe des FlurstQcks 466, 
Flur 19, vom westlichsten Grenzpunkt des Fl ur· 
stücks 469, Flur \ 9, abknickend zum östlichsten 
Grenzpunkt des Flurstikks 411, Flur \9, südösUi-
ehe GrGnze des Flurstucks 41" Flur 19, sudöslli-
ehe Grenze des Flursl(jcks 20, Flur 21, und deren 
Verlängerung bis zur südwestlichen Seite der Bre· 
menkampstraße. 

11. HinweIse 
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Der Bebauungsplan Nr. 391 - Bremenkamp· 
straße I Waldhuckslraße . liegt mit Begründung 
vom Tage der Veröftentlichung dieser Bekannt· 
machung an im Technischen Rathaus Sterk· 
rade, Bahnholstraße 66, EfdgesdxlSs, Zimmer 
Nr A 009, während der Dienstslunden zu Jeder. 
manns Einsicht öftellllich aus. 

2. Auf die Vorschr iften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches vom 
27.08.1997 (BGBI. I, S. 2141: bereinigt BGBI. 
1998 I. S. 131), zuletzt geändert durct1 Geset~ 
vom 27.07.2001 (BGBI. I, S. 1950), über die 
Entschädigung von durch den Bebauungsplan 
eintretenden VermögensnaChteilen sowie Ober 
die Fälligkeit und das Ertöschen entsprecheo-
der Entschädigungsansprüche wird hingewie· 
sen. 

3. Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 SalZ 1 NI. 
I und Nr. 2 des BauGB bezeichneten Verlah · 
rens· und Formvorschriften Ist unbeachtlich, 
wenn sie nicht Innerhalb eines Jahres seit die· 
ser Bekanntmachung schriltl icl1 gegenüber der 
Stadt Oberhausen geltend gemacht worden ist. 
Mängel der Abwägung sind unbeachtl ieh, wenn 
sie nicht innerhatb von sieben Jahreo seit die-
ser Bekanntmachung schri ftlich gegenuber der 
Stadt Oberhausen geltend gemacht worden 
sind. 
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Bei der Ge1tendmachung ist der Sachverhalt, 
der die Verletzung VOfl Verfahrens- und Foon-
vorschriften oder den Mangel der AbwAgung 
begrlinden sol l, gegenOber der Stadt Oberhau· 
sen, Dezernat 5, Bereich j - Stadtplanung " 
Technisches Rathaus Sterkrade. Bahnhof-
straße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009. 
darzulegen. 

4. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeotdnung für das land 
Nordrhein-Westlalen (GONW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung kam nacll Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

s) ein VOrQ9schriebenes Genetvnigungsver-
lahren fehlt, 

b) diese Satzung ist nich t ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Oberbul germeister hat den Satzungs-
beschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form· oder Verfahrensmangel ist 
gegef"lüber der Gemeinde vorher gerllg! 
und dabei die verletzte Rachlsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

5. Mit dieser 8ekanntmachung tritt der Bebau· 
ungsplan Nr. 391 - Bremenkampstraße I Wald-
huekstraße - gemäß § 10 Abs. 3 des Sauge-
setzbuctles in Kraft. 

111. Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehendes wird hielmit öflentlich bekanntgemachI. 

Oberhausen, 29.05.2002 

Burkhard Drescher 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung über die Genehmigung 
der 169. Änderung des Flächennutzungs~ 
planes - Kirchhellener Straße I Bromber-
ger Straße -

L Die Bezirksregierung DOsseIdort hat mit Verfügung 
vom 07.05.2002 - Az. 35.2.-11.09 (Oberhausen 
169) - die Änderung des Flächennutzungsplanes· 
Kirchhellener Straße I Bromberger Straße - gemäß 
§ 6 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 
27.08.1997 (BGBI. I, S. 2141; bereinigt BGBI. 1998 
I, S. 137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27.07.2001 (BGBI.I, S. 1950), genehmigt. 

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade, 
Flur 13, und wird wie folgt umgrenzt: 

Nordwestliche Grenzen der FlurstOcke Nr. 572, 
855, 854 und 214; nordöstliche und sOdösll iche 
Grenze des Flurstückes Nr. 214; nordöstliche 
Grenzen der Flurstücke Nr. 208 und 209; nord-
westliche Seite der Kirchhellener Straße; 6,0 m 
parallel zur nordöstlichen Grenze des Fl urstückes 
Nr. 209 und 208; nach ca. 40 m rechtwinklig 
abknickend zur sOdwestlichen Grenze des Flur-
stückes Nr. 212; südös~iche Grenzen der Flur-
stOcke Nr. 855 und 572: südwesll iehe Grenze des 
Flurstückes Nr. 572. 

,11. Hinweise 
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1. Der Teilflächennutzungsplan (169. Änderung 
des Flachennutzungsplanes - Kirchhellener 
Straße I Bromberger Straße - mit Erläuterungs-
berichlliegt vom Tage der Veröffentlichung die-
ser Bekanntmachung an im Technischen Rat-
haus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdge-
schoss, Zimmer Nr. A 009, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 

2. Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
1 und Nr. 2 des BauGB bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften ist unbeachtlich, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Stadt Oberhausen geltend gemacht worden ist. 
Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb von sieben Jahren seit die-
ser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Stadt Oberhausen geltend gemacht worden 
sind. Bei der Geltendmachung ist der Sachver-
halt, der die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften oder den Mangel der Abwä-
gung begründen soll, gegenüber der Stadt 
Oberhausen , Dezernat 5, Bereich 1 - Stadtpla-
nung -, Technisches Rathaus Sterkrade, Bahn-
hotstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009 , 
darzulegen. 

3 Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Weslfalen (GONW) kann gegen 
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nk:ht mehr gel-
tend gemacht werden , es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung lehlt, 

b) der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffenllich bekanntgemacht 
worden, 
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c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Gemeinde vorher gerUgt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

4. Mit dieser Bekanntmachung wird der 
Tei lflächennutzungsplan (189. Änderung des 
Flächennutzungsplanes) - Kirchhellener Straße 
! Bromberger Straße - gemäß § 6 Baugesetz-
buch wirksam. 

111. Bekanntmachungsanordnung 

·Vorstehendes wird hiermit 6ffenttich bekanntge-
mach!. 

Oberhausen, 29.05.2002 

Burkhard Drescher 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung der Stadt Oberhausen 
über das Inkrafttreten des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes 12 - Kirchhelle-
ner Straße I Bromberger Straße -

I. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 12 . 
Kirchhellener Straße f Brornberger Straße· wurde 
vom Rat der Stadt am 18.03.2002 gemäß § 10 
Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 
27.08.1997 (BGBI. I, S. 2141; bereinigt 8GBI. 1998 
I, S. 137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27.07.2001 (BGBI. I, S. 1950), in Verbindung mit § 
7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GVNW 1994, S. 666) als Satzung 
beschlossen. 

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade, 
Flur 13, und wird wie folgt umgrenzt: 

Nordwestliche Grenzen der Flurst[icke Nr. 572, 
855, 854 und 214; nordöstliche und südöstl iche 
Grenze des Flurstückes Nr. 214; nordöstliche 
Grenzen der Flurstücke Nr. 208 und 209; nord-
weslliche Seite der Kirctlhellener Straße; 6,0 m 
parallel zur nordöstlichen Grenze des Flurstückes 
Nr. 209 und 208; nach ca. 40 m rechtwinklig 
abknickend zur südwestlichen Grenze des Flur-
stückes Nr. 212; südöstliche Grenzen der Flur-
stücke Nr. 855 und 572; südwestliche Grenze des 
Flurstückes Nr. 572. 

11. Hinweise 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 12 
Kirchhellener Straße I Bromberger Straße -

liegt mit Begründung vom Tage der Veröffentli-
chung dieser Bekanntmachung an im Techni-
schen Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, 
Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009, während der 
Dienststunden zu jedermanns Einsicht öffent-
lich aus. 

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches vom 
27.08.1997 (BGBl. I, S. 2141, bereinigt BGBI. 
1998 I, S. 137), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 27.07.2001 (BGBI. I, S. 1950). über die 
Entschädigtlng von durch den Bebauungsplan 
eintretenden Vermögensnachleilen sowie über 
die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

3. Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr 
1 und Nr. 2 des BauGB bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften ist unbeachtlich. 
wenn sie nicht innerhalb eines Jallres seit die-
ser Bekanntmach ung schriftlich gegenüber der 
Stadt Oberhausen geltend gemacht worden ist. 
Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb von sieben Jahren seit die-
ser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Stadt Oberhausen geltend gemactlt worden 
sind. 
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Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, 
der die Verletzung vo(] Verfahrens- und Form-
vorschriften oder den Mangel der Abwägung 
begründen soll , gegenüber der Stadt Oberhau-
sen, Dezernat 5, Bereich 1 - Stadtplanung -, 
Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhof-
straße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009, 
darzulegen. 

4. Eine Verletzung \10(] Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GONW) beim Zustande' 
kommen dieser Satzung kann nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr gel tend gemacht werden, es sei denn, 

a) ein vorgeschriebenes Genehmigungsverfahren 
fehlt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekanntgemacht worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Satzungsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form· oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

5. Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhaben-
bezogene Bebauungsplan Nr. 12 - Kirchhelle-
ner Straße I Bromberger Straße - gemäß § 10 
Abs. 3 des Baugesetzbuches in Kraft. 

tu. Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekanntge-
macht. 

Oberhausen, 29.05.2002 

Burkhard Drescher 
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung der Stadt Oberhausen 
über die Einleitung des Verfahrens zur 
teilweisen Aufhebung des Bebauungspla-
nes Nr. 56 - Königshardt - vom 15.07.1969 
im Bereich Krähenstraße I Hartmann-
straße und über die Beteiligung der Bür-
gerinnen und Bürger an der Bauleitpla-
nung gemäß § 3 (1) Baugesetzbuch 
(BauGB) für das o. g. Verfahren 

Der Rat der Stadt hat am 29.04.2002 gemäß § 2 {4} 
BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27.08.1997 (BGBI. I, S, 2141; bereinigt BGBI. 19981, S. 
137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.07.2001 
(BGBI. I, S. 1950), den einleitenden Beschluss für die 
teilweise Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 56 -
KÖfligshardt - vom 15.07.1969 im Bereich Krähenstraße 
I Hartmannstraße gefasst. 

Das Aufhebungsgebiet liegt in der Gemarkung Sterk-
rade, Flur 4, und umfasst die Krähenstraße zwischen 
Konigshardter Straße und Hartmannstraße sowie den 
Einmündungsbereich Krähenstraße I Hartmannstraße. 

Gleichzeitig wird bekanntgemacht, dass der teilweise 
aufzuhebende Bebauungsplan Nr. 56 - Königshardt - in 
der Zeit vom 24.06.2002 bis 08.07.2002 einschließlich 
im Dezernat 5, Bereich 1 - Stadtplanung -, Technisches 
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, 
Zimmer Nr. A 009 und in der Bezirksverwaltungsstelle 
Sterkrade, während der Dienststunden offentlieh aus-
liegt. 

Innerhalb dieser Zeit besteht Gelegenheit, sich über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung sowie 
deren voraussichtlicher Auswirkungen unterrichten zu 
lassen. Gleichzeitig wird doo Bürgerinnen und Bürgern 
Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. 

Eine Bürgerversammlung findet nicht statt. 

Gesetzliche Grundlage ist § 3 (1) BauGB in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBI. I, S. 
2141, bereinigt BGBL 1998 I, S. 137), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 27.07.2001 (BGBI. I, S 1950), in 
,Verbindung mit den Verfahrensgrundsätzen für die vor-
gezogene Beteiligung der Bürger an der Bauleitpla-
nung" der Stadt Oberhausen vom 18.05.1987. 

Dies wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Oberhausen, 21.05.2002 

Burkhard Drescher 
Oberbürgermeister 

Nr. 1212002 vom 17. Juni 2002 

Ergänzende Informationen 

Der seit dem 15.07.1969 rechtsverbindliche Bebau-
ungsplan Nr. 56 - Königshardt - setzt für den Bereich 
der Krähenstraße einen Straßenraum fest, der den 
seinerzeitigen städtebaulichen und verkehrsplaneri-
schen Zielvorstellungen entsprach. 

In den Jahren 1996/98 wurde die Krähenstraße teil-
weise abweichend von diesen Festsetzungen ausge-
baut. Dabei sind auch neuere verkehrsplanerische 
Belange aufgrund einer anders verlaufenden städtebau-
lichen Entwicklung in diesem Bereich berücksichtigt 
worden. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit soHen diese dem 
tatsächlichen Ausbau entgegenstehenden Festsetzun-
gen aufgehoben werden. 
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Bekanntmachung der Stadt Oberhausen 
über die Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger an der Bauleitplanung gemäß § 3 
(1) Baugesetzbuch (BauGB) zu dem Vor-
entwurf des Bebauungsplanes Nr. 441 -
lindnerstraße I Max-Eyth-Straße - (Park-
platz P 3) und einer ggf. notwendigen 
Flächennutzungsplanänderung 

Der Vorentwurf des o. g. Bebauungsplanes liegt in der 
Zelt vom 24.06.2002 bis 08.07.2002 einschlief3lich im 
Dezernat 5, Bereich 1 . Stadtplanung ., Technisches 
Rathaus Sterkrade, Sahnho/straße 66, Zimmer Nr. A 
009 und ~ der Bezirksverwaltungsstelle Sterkrade, Rat-
haus Sterkrade, während der Dienststunden öffentl ich 

"". 
Innerhalb dieser Zelt besteht Gelegenheil, sich übel" die 
allgemeinen Z iele und Zwecke der Planung und deren 
voraussichtlichen Auswirkungen unterr ichten zu lassen_ 
Gleichzeitig wird den Bürgerinnen und Burgern Gele-
genheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. 

Gesetzliche Grundlage Ist § 3 (1) SauGB In der Fas-
sung vom 27.08.1997 (8G8I. t, 5 _ 2141 ; bereinigt 1998 
I, S. 137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27.07.2001 (6GBI. I. S. 1950). in Verbindung mit den 
·Verfahrensgrundsätzen !ur die vorgezogene Belem-
gung der Bürger an der Bauleitplanung" der Sladt Ober-
hausen vorn t8.05.1987. 

Das Plangebiet liegt westlich des Stadion Niederrheins 
und hier im Dreiecksbereich zwischen der Elsenbahnli-
nie Oberhausen I Qinslaken, der Emscher und der Bun-
desautobahn A 42. 

Es liegt in der Gemarkung Buschhausen, Flur 23, und 
wird wie folgt umgrenzt: 

Nördliche Seite der Llndnerstraße, westliche Seite der 
Eisenbahnlinie Oberhausen I Dinslaken, südliche Seile 
der Emscher, östliche Grenze der Flurstücke Nr. 114, 
124 und 123, n!lch ca. 10 m vom östlichslen Grenz· 
punkt des FlurstOckes Ni. 123 in westlicher Richtung 
abknickend zur nÖldlichen Grenze der FlurstÜCke Ni. 
115,116 und 32, nördliche Grenze der Flul stucke Ni. 
115. t 16 und 32, weslliche Grenze des Flursluckes Nr. 
32. östliche Seite der Max-Eyth- Straße, südliche 
Grenze der Flurstücke Nr. 108 und 151 bis zur Lindner-
straße. 

Dieses wird hiermit öffen tlich bekanntgemacht. 

Oberhausen, 27.05.2002 

Burkhard Drescher 
Oberbürgermeister 

Nr. 1212002 vom 17. Juni 2002 

Ergänzende Informationen 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 441 sollen fo lgende Haupl-
. planungszfele verfolgt werden: 

Festsetzung von Verkehrsmiche besonderer 
Zweckbestimmung - öffentl iche Parkffäche -; 

Festsetzung von BegrOnungsmaßnahmen; 

Sicherung des vorhandenen Rad- und Fußweges; 

Regelung der Ausgleichsmaßnahmen tür Eingriffe 
in Natur und Landschaft 
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Bekanntmachung der Sladt Oberhausen 
über die Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger an der Bauleitplanung gemäß § 3 
(1) Baugesetzbuch (BauGB) zu dem Vor-
entwurf des Bebauungsplanes Nr. 457 -
Dorstener Straße I Spechtstraße-

Der Vorentwurf zum 0, g. Bebauungsplan liegt in der 
Zeit vom 24.06.2002 bis 08.07.2002 einschließlich im 
Dezernat 5, Bereich 1 • Stadtplanung -, Technisches 
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66. Erdgeschoss. 
Zimmer Nr, A 009, und in der 8ezirksverwaltungsstelle 
Osterieid während der Dienststunden öffentlich aus. 

Innerhalb dieser Zelt besteht Gelegenheit, sich den 
Plan erläutern zu lassen. 

Ein öffentlicher Anhörungstermin im Rahmen der Tätig-
keit der 8ezirllsvertretung Osterieid finde t 

am Donnerstag, 04.07.2002, 19.00 Uhr, in der Gast-
stätte " Kleine-Gunk", Dorslener Straße 528, 46119 
Oberhausen, 

stall 

Es wird den BurgerInnen und Bürgern Gelegenheit zur 
Äußerung und Erdrterung gegeben. 

Gesetzliche Grundlage ist § 3 (1) 8auGB in der Fas-
sung vom 27.08.1997 (8GBL I, S. 2141; bereinigt BGBI. 
1998 I, S. 137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27.07.2001 (BGB\. I. S. 1950). In Verbindung mit den 
·Verfahrensgrund9Atzen tOr die vorgezogene Beteli-
gung der Bürger en der 8auleitplanung" der Stadt Ober-
hausen vom 18.05,1987. 

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Osterfeld. Flur 
11, und wird wie fo lgl umgrenzt: 

Südöstliche Seite der Dorstener Slraße, nordöstliche 
Grenzen der Flurstücke Nr. t 59. 160 und 161, westliche 
Seile der Spechtstraße, süd l ~ h e Grenzen der Flur-
stücke NI. 30, 41 , 122. t 17. 158 und 157. westliche 
Grenze der Flurstücke NI. 157 und 156. 

Dieses wird hiermit öffen1 11ch bekanntgemacht. 

Obe/hausen, 31.05.2002 

Burkhard Drescher 
OberbüfQermeister 

Nr. 1212002 vom 17. Juni 2002 

Ergänzende Informationen zum Bebau-
ungsplan Nr. 457· Oorstener Straße I 
Spechtstraße • 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 457 - Dorstener Straße { 
Spechtstmße - sollen die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen rur elle stadlebaullche Neuordnung des Plan-
gebietes durch Gliederung der SIedlungsflachen in 
GewerlJe- und Mischgebiele sowie private Grünflächen 
geschaffen werden. 

Dabei sollen vorhandene Grünstrukturen und wichtige 
Landschaftselementa gesichert werden. 

Weiterhin soll die Ansiedlung zusätzlicher Einzelhandel-
snutzungen im Hinblick auf elle städtebaulicha Entwick-
lung und Ordnung in diesem Bereich überprüft werden. 
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Amtsblatt für die Stadt Oberhausen 

Bekanntmachung der Stadt Oberhausen 
über die Aufstellung des Bebauungspla-
nes Nr. 476 • Krähenstraße • und die 
Beteiligung der BOrgerinnen und Bürger 
an der Bauleltplanung gemäß § 3 (1) Bau-
gesetzbuch (6auGB) zu dem Vorentwurf 
des o. g. Bebauungsplanes. 

Der Rat der Stadt hat am 29.04.2002 beschlossen. tür 
das im Plan des Delernates 5, Bereich 1 . Stadtpla· 
nung· vom 22 ,03.2002 umrandete Gebiet einen Bebau· 
ungsplan aufzustellen. 

Gesetzliche Grundlage 151 § 2 (1) des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27.08.1997 (BG 81. I, S. 2141: bereinigt 1998 I, S. 137), 
zuletzt geändert durch Geselz vom 27.07.2001 (BGBI. 
I, S. 1950) . 

Das Plangeblel liegl in der GemarKung Stei"Krade, Aur 
4 und umfasst die KrähM'lSlraße zwischen KÖIligshard· 
ter Straße und Hartmannsuaße. 

Der Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 476 
Kfähenstraße . liegt In der Zeit vom 24.06.2002 bis 
08.07.2002 einschließlich im Dezernat 5. Bereich I -
Stadlplanung -, Techmsches Rathaus Sterkrade, Bahn-
holstraße 66, Erdgeschoss. Zimmer Nr. A 009 und in 
der Bellrksverwalwngsstelle $Ierkrade, während der 
Dienststunden öffentlich ausliegt. 

Innerhalb dieser Zeit besteht Gelegenheit, sich uber die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und deren 
voraussichllicher Auswirkungen unterrichten zu lassen. 
Gleichzeitig wird den Burgerinnen und Bürgern Gele-
genheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. 

Gesetzliche Grundlago ist § 3 (1) BauGB im Zusam· 
menhang mit den .Verfahrensgrund5ätzen lur die ~or· 

gezogene Betei ligun g der Bürger an der Bauleitpla· 
nung" der Stadt Oberhausen vom 18.05.1987. 

Eine BOrgerversammlung findet nicht statt. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 476 wird 
folgendes Hauptplanungsziel verfolgt: 

Anpassung der Straßenbegrenwngslinien an den 
vorl"landenen Straßenausbau. 

Dies wird hiermit ötfenttich bekanntgemachI. 

Oberhausen, 21.05.2002 

Burkhard Drescher 
Oberburgermeister 

Nr. 1212002 vom 17. Juni 2002 

Ergänzende Informationen zum Bebau· 
ungsplan Nr. 476 

Zum Zwecke der rechtmäßigen Herslellung der 
Erschließungsanlage Krähenstraße im Sinne VOll § 125 
Abs. 1 Baugesellbuch (BauGB) sotlen die Straßenbe-
grenzungslinien entsprechend dem Y()rhaJldenen Aus· 
bau lestgesetzt werden. 
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Bekanntmachung über die Genehmigung 
der 141. Änderung des Flächennutzungs~ 
planes ~ Beeckerortstraße I Lattenkamp-
straße· 

I. Die Bezirksregierung Dusseldorf hat mit Verf(igung 
vom 07.05_2002 - Az. 35.2.· 11.09 (Oberhausen 
14 t) - die 141. Änderung des Flächennutzungspla· 
nes • Beeckermtsnaße , Lattenkampstraße . 
gemäß § 6 Baugesetzbuch (BauGB) [n der Fas-
sung vom 27.08.1997 (BGBt. I, S. 2141 ; bereinigt 
8G8 t. 1998 I, S. 137), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 27.07.2001 (8GBI. I, S. 1950). geneh-
migt. 

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Buschhau-
sen, Aur 13, 15 und 17, und wird wie folgt 
umgrenzt 

Südwestliche Grenze des FlurstOckes Nr. 86, Aur 
17. in Höhe des Hauses Beeckerortslraße 9ß a 
versp, lngend zur nordöstlichen Grenze des Flur-
stückes NI. 82, Rur 17, in südöstl icher Richtung 
nach ca. 58 m abknickend zur nordwesllichen 
Grenze des Flurstückes NI. 257, Flur 17, nord-
westliche Grenze der Flurstücke Nr. 257 und 74, 
Flur 17, danach abknickend zu r nordwestlichen 
Grenze des Flurstückes Nt. 74, Flur 13, nordwes~i­
che Grenze des FlurstUckes Nr. 74, Flur 13, süd-
westl iche Grenze des FlurstOckes Nr. 23, Aur 13, 
nach ca. 27 m in nordwasHlcher Richtung 
abknickend zur nordwestlichen Grenze der Flur" 
stücke Nr_ 81 und 83, Flur 13, nordwestliche 
Grenze der Aurstiicke Nr. 81 und 83. Flur 13, und 
daren Verlangewng. nach ca. 40 m abknickend rur 
östlichen Grenze des Flurstückes Nr. 30, Flur 13, 
ös tl iche Grenze des FlursWckes Nr. 30, Flur 13, in 
südliCher Richtung, danach abknickend zur südöst-
lichen Grenze der Flurstücke Nr. 30, 31 und 32, 
Flur 16, danach abknickend zu r südlichen Grenze 
des Flurstückes NI. 81, Fl ur i S, südliche und SÜd· 
wes tl iche Grenze des Flurstückes Nr. 81, Flur 16, 
südwestliche Begrenzung der 8eeekerortstraße. 

11. Hinweise 

1. Dar Tei!Hächennutzungsplan (141. Änderung 
des Ftächennutzungsplanes) Beeekemrt-
straße I latlenkampslraße . mit Erläuterungs-
bericht liegt vom Tage der Veröffentlrchung die-
ser Bekanntmachung an im Technischen Ral-
haus Sterkrade, 8ahnhofstraßa 66, Zimmer Nr. 
A 009, während der Dienststunden zu jeder-
manns Einsichtöflentlich aus. 

2. Eine Verle tzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 NI. 
1 und Nr. 2 des 8auGB bezeict1neten Verfah-
rens- und Formvorschriften ist unbeachtlich, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit die-
S81 Bekanntmachung sc;hrittlich gegenüber der 
Stadt Oberhausen gellend gemacht worden ist 
Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb von sieben Jahren seil die-
ser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Stadt Oberhausen geltend gemacht worden 
sind. Bei der Geltendmachung isl der Sachver-
halt, der die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften oder den Mangel der Abwä-
gung begründen sol l. gegenüber der Stadt 
Oberhausen. Dezernat 5. Bereich 1 - Stadtpla-
nung -. Technisches Rathaus Sterkrade. Bahn-

Nr. 1212002 vom 17. Juni 2002 

hofstraße 66, Zimmer NI. A 009, darzulegen. 

3. Eine Verletzung von Vertahrens- und Formvor-
schriften der Ge-rneindeordnung fOr das land 
Norrllhein-Westfalen (GONW) kann gegen 
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekannbnachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 

a} eine vorgeschriebene Genehmigung lehll, 

b) der Rächennutzungsplan ist nicht ordnungs· 
gemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

cl der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmange! ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Aechtsvorschrifl und die Tatsache 
bezeIchnet worden, die den Mangel ergibt. 

4. Mit dieser Bekanntmachung. wird der 
TeillliiChennutzungsplan (1 41. Anderung des 
Flächennutzungsplanes) - Beeckerortslraße I 
Lattenk.ampstraße - gemäß § 6 Baugesetzbuch 
wlrk.sam. 

111_ Bekanntmachungsanordnung 

Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekanntge· 
macht. 

Oberhausen. 24.05.2002 

Burkhard Drescher 
Oberbürgermeister 
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Bereich der 141. Änderung des Flächennutzungsplanes 
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Bekanntmachung einer Satzung über die 
Veränderungssperre Nr. 84 

I. SaU:ung 

über die Verändefungssperre NI. 84 vom 
07.05.2002 

Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 14 Abs. 1 
und 16 Abs. , des Baugeset2buches (SauGB) in 
der Fassung vom 27.08.1997 (80Bl. t, S. 2141; 
bereinigt 1998 I, S. 137), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 27.07.2001 (BGBI. I, S 1950), in Ver-
bindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das 
land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07. ' 994 (GVNW 1994, 
s. 666) in seiner Sitzung am 29.04 .2002 folgende 
Satzung beschlossen: 

§ 1 

Es wird eine Veranderungsspelfa beschlossen. 

Der Bereich der Veränderungssperre ist im Plan 
des Dezernates 5 , Bereich 1 - Stadtplanung - vom 
04.03.2002 umrandet dargestellt und als Anlage 
dieser Satzung beigefügt. 

Der räumliche Geltungsbetaich der Veränderungs-
sperre Nr. 84 begt in der Gemarkung Sterkrade, 
Flur 4, und er1esst die Flurstücke Nr. 591 und 729. 

§2 

Im räumlichen GeUungsbereich der Veränderungs-
sperre (§ 1l dürfen 

Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durch· 
geführt oder bauliche Anlagen niCht beseitigt wer-
den ; 

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Verän-
derungen von Grundstücken und baulichen Anla-
gen, deren Veräl1derungen nichl genehmigungs-, 
zustimmungs- oder anzelgeprlich tig sind, nicht "'Of-
genommen werden. 

§3 

Vorhaben. die vor dem Inkralnreten der Veränderungs-
sperre baurechUich genehmigt worden sind, Unterhal-
rungsarbeilen und die Fortfuhrung einer bisher aus· 
geublen Nutzung werden von der Veränderungssperre 
nicht berührt. 

§ 4 

Diese Satzung tritt mil dem Tage nach ihrer Bekannt-
madlung in Kralt. Sie Irrn außer Krall , sobald und 
5(lweit fUr ihren Geltungsbereich (§ 1) ein Bebauungs-
plan in Kralt tritt, späteslens Jedoch am 20.06.2003. 

11. Bek3nntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermil öffentlich 
bekanntgemacht. 

111. Hinwe ise 

1. Gemäß § 215 Baugesetzbuch wird bezügl ich der 
Frist fCir die Gellendmachung der Ver1 etzung ... on Ver· 

Nr. 1212002 vom 17. Juni 2002 

fahrens- und Formvorschriften auf lol-gendes hinge-
wiesen: 

Unbeachtl ich sind 

I. eine Ver1ellung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
und 2 BaugesetzbtJch bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften und 

2. Mängel der Abwägung, 

wel1n sie nicht In Fällen der Nummer 1 innerhalb 
eines Jahres, in Fällen der Nummer 2 innerhalb 
von sieben Jahrel1 seit Bekanntmachung der Sat-
zung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend 
gemacht worden sind: der Sachverhalt, der die 
Verletzung oder den Mangel begründen soll , ist 
darzulegen. 

2. Gemäß § 4 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen WIrd au l folgendes hin-
gewiesen: 

Oie Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriftan dieses Gesetzes beim Zustandekommen 
dieser Satzung kann nach Ablaut eines Jahres seit 
der VerkOnclung niChl mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung lehn, 

b) die Satzung Ist nicht ordnungsgemäß öffenllich 
bekannlgemacht worden. 

c) der Oberbürgermeister hat den Aatsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenü-
ber der Gemeinde vorher gerOgt und dabei die 
verletzte Rechtsvorsch rift und d ie Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

3. § 18 Abs . 1 Satz 1 Baugesetzbuch lautet wie fol gt: 

·Oauer! die Veränderungssperre länger als 4 Jahre 
über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten 
Zurückslellul1g eines Baugesuchs nach § '5 Abs. 
1 hinaus, so ist d8fl Betrollenen für dadurch ent· 
standene VermClgensnachteile eine angemessene 
Entschädigung in Geld zu leisten." 

Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf 
hingewiesen. dass der EntschädigungSberechtigte 
Entschädigung verlangen kann, wenn die in § 18 
Abs. 1 SalZ 1 Baugesetzbuctl bezeiChneten Ver-
mägensnachteile elngeueten sind Er kann die Fäl-
ligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen dass 
die leistung der Entschädigung schriftlrch bei der 
Stadt Oberhausen beantragt wird. 

Oberhausen, 07 .05.2002 

Bu rkhard Drescher 
Oberbürgermeister 
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Amtsblatt für die Stadt Oberhausen 

Bekanntmachung der Stadt Oberhausen 
über die Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger an der Bauleitplanung gemäß § 3 
(1) Baugesetlbuch (BauGB) zu dem Vor-
entwurf des Bebauungsplanes Nr. 463 -
Pfälzer Straße I Matzenbergstraße -

Der VOfentwur! zu den o. g. Bauleltplänen liegt in der 
Zeit vom 26.06.2002 bis 10.07.2002 einsChließlich im 
Dezernat 5, Bereich 1 . Stadtplanung -, Technisches 
Rathaus Sterkrade. Bahnhofstra l"le 66, Erdgeschoss, 
Zimmer Nr. A 009, und in der 8ezlrksverwaltungsstelle 
Sterkrade während der Dienststunden ötfentlich aus. 

Innerhalb dieser Zeit besteht Gelegenheit, sich die 
Pläne erläutern zu lassen. 

Danach l indet ein öffentlicher Anhörungstermin im Rah-
men der Tätigkeit der Bezirksvertretung Sterkrade 

am Mittwoch, 10.07.2002, 18.00 Uhr, Im 
Pfarrzentrum Sl Barb<lra Königshardt, 
Hartmannstrafle 83a, 46145 Oberhausen, 

statt, 

Es wird den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung gegeben . 

GesetzliChe Grundlage ist § 3 (1) 8auGB In d8f Fas-
sung vom 27.08.1997 (8GBI. t, S. 2141 ; bereinigt 8GBI. 
1998 I, S. 137; zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27.07.2001 (8GBI. I, S. 1950), In Verbindung mit den 
"Verlahrensgrundsälzen für die vorgezogene Beteili-
gung der Burger an der Bauleitplanung" der Sracll Ober-
hauseovom 18.05.1987. 

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterluade, Flur 
4, und wird wie folgt umgrenzt: 

Südliche Seile der Pfälzer Straße, nordwestliche Seite 
der Matzenbergstraße, südliche Grenzen der Flurstücke 
Nr, 558 und 557, nordwestliche Grenze des FlursiUckes 
Nr. 557, su dwes~ic h e Grenze des Flursrucks Nr. 703, 
nordwestliche Gr8f1zen d8f Flurstücke Nr. 703 und 855 . 

Dieses wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Oberhausen, 16.05.2002 

Burkhard Dresche r 
Oberbürgermeister 

Nr. 1212002 vom 17. Juni 2002 

Ergänzende Informationen zum Bebau-
ungsplan Nr, 463 - Pfälzer Straße I Met-
zenbergstraße -

Das Plangebiet belildet sich an einer Schnhtstelle von 
Wohn- und Gewerbenutzung. Ziel des Bebauungspla-
nes ist es, dieses Nebeneinander venrägllch zu geslal-
ten. Um dieses Ziel zu erreichen, wird die ZUläsSige 
NUQungsmOglichkeit des Gewerbegebietes so einge-
schränkt dass die vorhandenen Nutzungen uneinge-
schränkt zulässig bleiben. Deutlich l1öhere Immissionen 
als die Jellt vorhandenen sollen auch im Interesse der 
im Gebiet vomandenen Betriebswohnungen und der 
angrenzenden Wohnbebauungen nicht ermöglicht wer· 
den. 

173 



\ 

Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Nr. 1212002 vom 17. Juni 2002 

174 

Bereich des Bebauungsplanes Nr. 463 
- Pfälzer Straße I Matzen bergslraße _ 

o 

D 

t 

() 



Amtsblatl für die Stadt Oberhausen 

Mobilfu n k · Sendean lagen·P la nun ge n 
20021'2003 

Auslage von Slandortptanungen vom 17. Juni bis 
15. Juli 2002 In den Bezirksverwaltungsstellen 

Im Rahmen ihrer öffenilichen Informationen <,:um 
Thema Mobilfunk legt die Stadt Oberhausen die ihr 
von den Mobllfunkbetr eibern zur Errichtung in 
200212003 vorgestellten Standortplanungen fur 
Mobilfunksendean lagen zur EinsIchtnahme der 
Bürger/innen offen. 

Dazu liegt in der Zelt vom 17. Juni bis 15. Juli 2002 in 
den Räumen der drei Bezirksverwaltungsstellen Alt 
Oberhausen, Osteneid und Sterkrade aus: 

• eine Übersichtskarte der gesamten Stadt Oberhausen 
mit alten geplanten Standortbereichen und - nach· 
richtlich - den bestehenden Anlagenstandorten 

• eine Überslchtskane des Jeweiligen Stadtbezirks mit 
den obengenannten Standorten 

• ein Erläuterungsberichi zu lolgenden Themen: 
.. Inhall und Aahmenbedingungen für die ausgehäng-

len Obersictllskarton 
.. Allgemeine Erläuterungen zur StandortauswahJ der 

Sendeanlagen durch die Betreiber 
.. Hinweise zur Genehmigung von Mooilfunkseodean-

~'''' .. Handhabung der bei der Verwaltung eingehenden 
Äußerungen und Fragen der Burgerlinnen zur 
Gesamtplanung und zu einzelnen geplanten Stan· 
dortbereichen 

Zur weitergehenden Information liegen außerdem 
Exemplare der bisher erstellten Verwaltungsvorlagen 
fur die Beratung der Stadtretsgremien zur Mobillunkthe-
matik aus sowie Hinweise auf Quellen lür weiteres [nlo· 
material . 

Hinweise: 

• Zur Vermeidung datenschutzbezogener Rechtssirei· 
ligkeiten ist lur die konkret geplanten Slandorte eine 
räumliche Generalisierung vorgenommen worden, d. 
h. die Standorte sind nicht grundstticksbezogen dar-
gestellt. DIe Standonberelche sind zur Identil izierung 
und Zuordnung von Äußerungen durchnummeriert . 

• Die Stadtverwaltung weist daraul hin, dass der hier 
besctmtlene Weg der Auslage der Standortplanungen 
kein neues törmllches Verfahren bel der Genehmi· 
gung von Mobilfunksendeanlagen darsteUt. Rechtlich 
wirksame WiderspruchsfnÖglichkeiten gegen Standort-
planungen ergeben sich durch dieses freiwillige Ein-
sichtnahmeverlahren weder tur die BOrger/innen noch 
tur die Gemeinde. 

• Äußerungen und Vorschtäge zu den Mobilfunkplanun· 
gen der Betreiber· generel[ wie zu einzelnen Slaooor· 
len - können im hier vorgesehenen Verfahren fur eine 
Weiterleitung an die Betreiber und an die Regu[ie· 
rungsbehörde fur Te[ekommunikation und Post aU5· 

schließlich gerichtet werden an . 

Stadt Oberhausen, Bereich Urnwe[lschulz 
Stichwort Mobllfunk 
46042 Oberhausen 

Nr. 1212002 vom 17. Juni 2002 

Fur M i tte~ungen per E-Mail wurde folgende Adresse 
eingerichtet OOQbllfuok@oberbausf9,de 

Dabei werden nur Mineilungen aufgenommen. die 
Name und Adresse deslr Autorslin enthalten. also nicht 
anonym sInd. Münd[iche Äußerungen können in diesem 
Verfahren von den Mitarbeilernlinnen der Bezir1<sver· 
waltungsstellen nicht zur Niederschrift aufgenommen 
werden. 

Die Öffnungszeiten der Bazlrksverwaltungsstellen sind 
Mo - Da 8.00 - 17.00 Uhr und Fr 8.00 - , 3.00 Uhr 

Oberhausen, 29.05.2002 

Stadt Oberhausen 
Der Oberbürgermeister 
Bereich Umweltschutz 
In Vertrelung 

gez. 

Klunk 
Beigeordneter 
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Amtsblatt für die Stadt Oberhausen 

Umlegungsverfahren "Flügelstraße" 

Der Umlegungsausschuss der Stadt Oberhausen macht 
hiermit gemäß § 71 Abs. 1 des Baugesetzouchs 
(BauGB) vom 27.06.1997 (BGB!. I S. 2141) bekannt, 
dass der TeUumlegungsplan -FlÜQelstraße" vom 
06.03.2002 nach § 66 SauGB, mit Ablauf des 
03.05.2002 unanfect1tbar geWOfden Ist. 

Bechtsbehelfsbelehrun 9i 

Oie Bekanntmachung des Zeitpunktes der Unanfecht-
bameil des Umlegungsplans kann binnen sechs 
Wochen, von dem aul diese Bekanntmachung lolgen-
den Tage an gerechnet, durch Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung nach § 217 BauGB angefochten werden. 

Der Antrag Isl schrifUich oder zur Nlederschmt beim 
Umlegungsausschuss der Stadt Oberhausen , Techni-
sches Rathaus Oberhausen-Sterkrada, Bahnhofstr . 66, 
Zimmer A 310, 46145 Oberhausen, oder Postfach 
46042 Oberhausen, einzureichen. 

Der Antrag muss den Verwaltungsakt bezeicMen, 
gegen den er sich riChtet. Er soll die Erklärung, Inwie-
weit der Verwaltungs akt angefochten wird, sowie einen 
bestimmten Antrag eml\alten. Er soll außerdem die 
Grunde, sowie die Tatsachen und Beweismittel ange-
ben, die zur Rechtfertigung des Antrages dienen. 

Über den Antrag entSCheidet das Landgericht Düssel-
dorf, Kammer für Baulandsachen. 

Dieses wird hiermit öUentl lch bekanOlgemacht. 

Oberhausen, 22.05.2002 

Umlegungsausschuss der 
Stadt Oberhausen 
Der Vorsitzende 

gez.:Franke 

Nr. 12/2002 vom 17. Juni 2002 

Der Gutachterausschuss rur Grundstlickswerte in der 
Stadt Oberflausen 

Öffentliche Auslegung der Bodenricht-
wertkarte 

Der Gutachterausschuss hat gern. § 196 (1) des Bau-
gesetzbuchs vom 27. Aug. 1997 und gem. § 11 (1) der 
Verordnung über die Gutachterausschüsse für Grund-
stückswerte - GUlachterausschussverordnung - V<lm 
07.03.1 990 (GV NW 1990 $ .156) aus Kaulpreisen die 
Bodenriclltwerte rOr den BerelCh der Stadt OberhaUSBfl 
ermltteft und am 13. Marz 2002 beschlosSBfl 

Die Bodenrichtwortkarte wird gem. § 196 (3) des Bau-
geselZbuchs in Verbindung mit § 11 (4) der Verordnung 
uber die GUlachterausschusse für GrundstOckswerte -
Gutachteraussctlussveroronung - für die Dauer eines 
Monats, in der Zelt vom 20. Juni - 19. Juli 2002 in den 
Räumen dei Geschiiftsstelle des Gutachlerausschus-
ses, V8Iwaltun9szantrum Sterkrade - Gebäude B, 3. 
Obergeschoss. Zimmer B 301 - B 303, wahrend der 
Dienststunden zu ledermanns Einsicht öffenl1lch ausge-

'''''. 
Auf das Recht. alJCh nach der öffenllichen Auslegung 
1I0n der Geschähsstelle des Gulachlerausschusses 
Auskunft Ober die BocIenrichtwerte zu verlangen (§ 196 
Abs. 3 BauGB) wird susdn.ick!ich hingewiesen. 

Oberhausen, den 03.06.02 

Der Vorsitzende 

gez Brokemper 



Amtsblatt für die Stadt Oberhausen 

Öffentliche Ausschreibung nach VOB Teil A 

Bete ÖPNV·Beschleunigungsmaßnahme, lSA-
Anpassung, 11. BauabschnlH- Tierbauarbeiten-

LeIstung: "'" m' PIlasterumlage (in 
Teilflächen) 

350 m Kabelgraben (in 
Teilflächen) 

390 m PVC·Rohre liefern und 
einbauen 

23 SI. Signalmasle aus-lein-
".,on 

8()m Bordsleine (In Teil längen) 

Angebotsausgabe: Die Angebolsunlerlagen kön-
nen ab dem 17.06.2002 in der 
Zeit von 9.00 bis 12.00 Uhr und 
von 14.00 bis 15.00 Uhr (außer 
freitags) bei der Stadt Oberhau-
sen, Fachbereich 5·4-40, Sub-
missionen, Danziger Straße 11-
13, Raum 38, I , Etage, abge-
holl bzw. schriftlich angeforden 
werdell . 

Submission: 

Zuschlagsfrist: 

vorgesehener 
Baubeginn : 

vorgesehene 
Bauzei!: 

Neue Allschrift ab 01 .07.2002 
Technisches Rathaus 
BahnhofstraOe 66 
46042 OberhausCll 
Raum B 118 
Abholzelten unverändert 

04.07.2002 , 9.00 Ullr 
Technisches Rathaus, 
BahnhofSlI. 68, 
45042 Oberhausen 
Raum B 101 

02.08.2002 

33. KW 2002 

Fenigstellung bis 06.12.2002 im 
Zuge des BaufonSChritts 

Teilnehmer am Wettbewerb müssen in der l age sein, 
die Fristen einzuhalten. 

Kostenbeitrag: 

Auskünne: 

18 .. 40 EVR (bar oder Scheck) 
+ 2.00 EVR Porto bel Versand 

Monlag bis Freitag von 7.00 bis 
9.00 Uhr, Tel. 02081825 - 26691 

Herr Brinkmann 

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die Ver-
gabebestimmungen können sich Bewerber I Bieter an 
den Regierungspräsident Düsseldorf, Dezernat 57. 
CeclHenalie 2, 40474 DLisseldorf, wenden. 

Nr. 1212002 vom 17. Juni 2002 

m 



Herausgeber: 
K 2671 Stadt Oberhausen, Der Oberbürgermeister, 

Bereich ÖftenUichkeilsarbeit, Rathaus, 
Schwanzslraße 72, 46042 Oberhausen, 
Telefon (0208) 825 - 2316 
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das Amtsblatt erscheint zweimal Im 
Monat 

Postvertriebsstück 
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ARTo~t lrek 
Ausleihe von Kunstwerken 

Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit, 
quallfiziene Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
liken gegen geringes Entgelt (tür drei Monate 
6,90 Euro, für sechs Monate 13.80 Euro je Kunst-
werk) auszuleihen. 

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben 
der Städtischen Galerie Schloß Oberhausen. des 
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeilskreises 
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des 
Kunstvere ins Oberhauser1 und A rbeiten aus der 
Malschule. Die Leihgaber1 des Arbeitskreises 
Oberhausener KünsUer und Jahresgaben des 
KunSlllereins Oberhausen sind käuflich. 

Nächste Ausleihe: 
Donnerstag, 4. Juli 2002 
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, 
Komad-Adenauer-A11ee 46 

Auskunft: 
Bereich 0-8 KunsVArtothek, Tel. 825 • 3822 
montags bis fre itags von 8 bis 13 Uhr 

KU N S T AM S T ü C K. 

rt=1 r JHE'~TE 
~ Otf"-HI'\vrfN 
Ebtrtstraß~ 82 • 46045 OberMusen • Tel.: 0208/8578-185 
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Malschule 
für Kinder 
und Jugendliche 

Die seil Februar 1967 bestehende MaJschule führt 
unlet leitung IlOl1 Künstlern und PMagogen Kurse 
für Kinder ab 5 Jahren und Jugendliche im Mal-
schulgebäude (Nebengebäude auf dem GI'Uf'ld-
stück dar Adolf-Feld-Schule). Nohlstraße 3, und in 
den Stadtteilen durch. 

Die T e~nehmer werden durch ein dlfferen.zlenes 
Angobot varschiederlSter Motive und Techniken mit 
der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit 
bekannt gemacht. 

Jeder TeMnehmer art18itet entspl8Chend seinen 
Neigungen, Interessen tn:I Fähigkeiten ohne Vor-
gabe von AufgabensteIlung. Die Gruppenleiter ste-
hen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine fest-
gesetzten Ziele erreicht werden. 

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen 
ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-
zen Jahres möglich. 

Eigene Tätigkeit voo Kindern und Jugendlichen 
lorden die Individuelle Bildsprache, füM zu prak-
tischen Fertigkeiten und h~fl , Kunstwerke zu be-
Ilachlen und zu verstehen. 

Gemeinsam geplante Vorl}aben schalten Kootakte 
untereinander und fördern -das Sozialvertlalten der 
Gruppe. 

Vormerkungen für die Auf ~ ahni e im Sommer 
2002 nimmt der Bereich 0·8 KunsVMalschule, Tel. 
625 - 3822, montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr 
entgegen. 



Bürgerversammlung 
Beteiligun der Bürger an der Bauleitplanung 

am Donnerstag, 04.07.2002, 19.00 Uhr, 

in der GaststäHe "Kleine-Gunk", Dorstener Straße 528, 

46119 Oberhausen 

Erörtert wird: 
Bebauungsplan Nr. 457 

- Dorstener Straße / Spechtstraße -

Bereich das 8ebauungsplanes Nr. 457 

-, 

' . , -,... 
Zu der Bürgerversammlung lade ich herzlich ein. 

Jeder Bürger hat Gelegenheit, sich zu informieren und Anregungen und Hinweise vorzubringen. 

gez. Großenbrink 
Bezirksvorsteher 

Bezirksvertretung Osterfeld 

, erelc 1 - Stadtplanung -Tel 825-2725 A h . - nsprec partner Herr Mensing 

-


